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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter

Kunde!

Die nachfolgenden Informationen erhalten
Sie auf Grund der Verordnung über Infor-
mationspflichten bei Versicherungsverträ-
gen. Neben den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die Sie im Anschluss
vorfinden, handelt es sich um Informatio-
nen zum Versicherer, zur angebotenen
 Leistung, zum Vertrag und zum Rechtsweg.

Vertragspartner

Ihr Vertragspartner ist der 
LVM Landwirtschaftlicher Versicherungs -
verein Münster a.G., 
Kolde-Ring 21, 48126 Münster. 
Der Verein hat seinen Sitz in Münster
(Westf.). 

Registergericht: 
Amtsgericht Münster, HR B 178

Wir sind Erstversicherer im Bereich der
Haftpflicht-, Kraftfahrt-, Unfall-, Tier- und
Sachversicherungen.

Die für uns zuständige Aufsichtsbehörde
ist die Bundesanstalt für Finanzdienst -
leistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn,
Telefon: 0228/4108-0, 
Telefax: 0228/4108-1550.

Wesentliche Merkmale Ihrer Versiche-

rung, anwendbares Recht, Gesamtpreis

und Einzelheiten der Zahlung und Erfül-

lung sowie zusätzlich anfallende Kosten

Auf das Versicherungsverhältnis finden die
dem Vertrag zu Grunde liegenden Versi-
cherungsbedingungen ggf. einschließlich
der Tarifbestimmungen und das Recht der
Bundesrepublik Deutschland Anwendung.
Daraus ergeben sich auch die Regelungen
über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung
unserer Leistung. Den zu entrichtenden
Gesamtbeitrag können Sie entsprechend
der gewünschten Zahlungsweise Ihrem
Antrag entnehmen.

Erfüllt haben Sie Ihre Beitragsschuld, wenn
wir den Beitrag erhalten haben. Beim Last-
schrifteinzugsverfahren tritt Erfüllung ein,
wenn Ihr Konto wirksam belastet ist.

Gültigkeitsdauer von Informationen

Wenn unser Vorschlag, insbesondere im
Hinblick auf den Beitrag, befristet ist, kön-
nen Sie dies ggf. dem Vorschlag entneh-
men.

Zustandekommen des Vertrages, Binde-

frist für Ihre Vertragserklärung

Der Versicherungsvertrag kommt zustande,
wenn wir Ihren Antrag annehmen. In der
Regel geschieht dies durch Zugang des
Versicherungsscheins bei Ihnen. Der Versi-
cherungsschutz beginnt erst, wenn Sie den
in Ihrem Versicherungsschein genannten
fälligen Beitrag gezahlt haben, jedoch
nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.
Bevor der Beitrag gezahlt ist, haben Sie
vorläufigen Versicherungsschutz nur, wenn
wir dies ausdrücklich zugesagt haben (vor-

läufige Deckung). Weitere Angaben zum
Beginn der Versicherung und des Versiche-
rungsschutzes können Sie den dem Vertrag
zu Grunde liegenden Bedingungen entneh-
men. Sie sind an Ihre Vertragserklärung
einen Monat gebunden. Die Bindefrist
beginnt mit dem Tag der Antragstellung.

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung, das ist
Ihr Antrag auf Abschluss einer Versiche-
rung, ohne Angabe von Gründen in Text-
form (z.B. Brief, Fax, E-Mail) innerhalb von
zwei Wochen widerrufen. Die Frist beginnt,
wenn Ihnen der Versicherungsschein und
die Vertragsbestimmungen einschließlich
der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen sowie die für Versicherungsverträge
vorgeschriebenen Informationen und eine
deutliche gestaltete Belehrung über das
Widerrufsrecht und die Rechtsfolgen des
Widerrufs in Textform vollständig zuge-
gangen bzw. mitgeteilt worden sind. Zur
Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige
Absendung des Widerrufs.

Den Widerruf richten Sie an Ihren Ver-
tragspartner LVM Landwirtschaftlicher
 Versicherungsverein Münster a.G., 
Kolde-Ring 21, 48126 Münster, 
Telefax: 0251/7021099, 
E-Mail: info@lvm.de.

Üben Sie Ihr Widerrufsrecht aus, haben 
wir nur den auf die Zeit nach Zugang des
Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags zu
erstatten, wenn Sie in der o.a. Belehrung
auf Ihr Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen
des Widerrufs und den zu zahlenden
Betrag hingewiesen worden sind und zu -
gestimmt haben, dass der Versicherungs-
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.
Ist dieser Hinweis unterblieben, haben wir
zusätzlich den für das erste Jahr des Versi-
cherungsschutzes gezahlten Beitrag zu
erstatten. Die Erstattungspflicht ist unver-
züglich, spätestens 30 Tage nach Zugang
des Widerrufs, zu erfüllen. Sie gilt nicht,
wenn Sie Leistungen aus dem Versiche-
rungsvertrag in Anspruch genommen
haben.

Das Widerrufsrecht besteht nicht 

1. bei Versicherungsverträgen mit einer
Laufzeit von weniger als einem Monat,

2. bei Versicherungsverträgen über vorläu-
fige Deckung, es sei denn, es handelt
sich um einen Fernabsatzvertrag im
Sinne des § 312b Abs. 1 u. 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs,

3. bei Versicherungsverträgen bei Pensions-
kassen, die auf arbeitsvertraglichen
Regelungen beruhen, es sei denn, es
handelt sich um einen Fernabsatzvertrag
im Sinne des § 312b Abs. 1 u. 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs,

4. bei Versicherungsverträgen über ein
Großrisiko im Sinne des Artikels 10 
Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes
zum Versicherungsvertragsgesetz.

Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen bei
Versicherungsverträgen, die von beiden
Vertragsparteien auf ausdrücklichen
Wunsch des Versicherungsnehmers voll-
ständig erfüllt sind, bevor der Versiche-
rungsnehmer sein Widerrufsrecht ausgeübt
hat.

Vertragsdauer und Kündigungsbedin-

gungen

Der Vertrag wird für die vereinbarte Dauer
geschlossen. Der Versicherungsbeginn und
der Versicherungsablauf sind in Ihrem Vor-
schlag/Antrag angegeben. Bei einer Ver-
tragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein
Jahr, wenn nicht einer der Vertragspartner
spätestens 3 Monate vor Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres gekündigt hat.
Besondere Kündigungsrechte können im
Einzelfall bestehen. Einzelheiten entneh-
men Sie den Ihrem Vertrag zu Grunde 
 liegenden Versicherungsbedingungen.

Anwendbares Recht, Gerichtsstand

Auf Rechtsbeziehungen zwischen Ihnen
und uns, insbesondere auf einen Versiche-
rungsvertrag, ist ausschließlich das Recht
der Bundesrepublik Deutschland anwend-
bar. Regelungen bezüglich des zuständigen
Gerichts können Sie Ihren Versicherungs-
bedingungen entnehmen.

Sprache

Die Vertragsbedingungen und die Vorab -
informationen werden Ihnen in deutscher
Sprache mitgeteilt. Wir werden die Kom-
munikation während der Laufzeit dieses
Vertrages ebenfalls in deutscher Sprache
mit Ihnen führen.

Außergerichtliche Beschwerdestelle/

Schlichtungsstelle

Der LVM Landwirtschaftlicher Versiche-
rungsverein Münster a.G., die LVM Rechts-
schutzversicherungs-AG sowie die LVM
Lebensversicherungs-AG sind jeweils Mit-
glied im Verein Versicherungsombudsmann
e.V. Sie können deshalb das kostenlose
außergerichtliche Streitschlichtungsverfah-
ren vor dem neutralen Ombudsmann in
Anspruch nehmen, wenn Sie mit einer Ent-
scheidung einmal nicht einverstanden sein
sollten.

Versicherungsombudsmann e.V., 
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin, 
Tel.: 01804/224424, Fax: 01804/224425,
E-Mail: 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu be -
schreiten, bleibt hiervon unberührt.

Neben der Möglichkeit, die Hilfe des
Ombudsmanns in Anspruch zu nehmen,
haben Sie auch die Möglichkeit, sich mit
einer Beschwerde an die o.a. Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht zu wen-
den.

Ihre LVM-Versicherungen
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1. Teil Versicherung der Risiken als Bauherr

Bauherren-Haftpflichtversicherung

[Fassung 01/2008]
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I. Bestimmungen für die Bau -

herren-Haftpflichtversicherung

1. Bauherren-Haftpflicht

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers

1.1 als Bauherr

Versicherungsschutz wird nur geboten,
wenn Planung, Bauleitung und Bauausfüh-
rung (Ausnahme: Bauen in eigener Regie)
an einen Dritten vergeben sind;

1.2 aus der Ausführung der Bauarbeiten
oder eines Teiles dieser Arbeiten in eigener
Regie (auch Selbsthilfe beim Bau).

2. Mitversichert ist

2.1 die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als Haus- und Grund-
stücksbesitzer für das zu bebauende
Grundstück und des zu errichtenden Bau-
werkes;

2.2 beim Bauen in eigener Regie die per-
sönliche gesetzliche Haftpflicht sämtlicher
mit den Bauarbeiten beschäftigter Perso-
nen für Schäden, die sie in Ausführung
dieser Verrichtungen verursachen.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche
aus Personenschäden, bei denen es sich um
Arbeitsunfälle im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch (SGB) handelt. Das Gleiche gilt für
solche Dienstunfälle gemäß den beamten-
rechtlichen Vorschriften, die in Ausübung
oder infolge des Dienstes Angehörigen der-
selben Dienststelle zugeführt werden.

Mitversichert bleiben jedoch Regressan-
sprüche von Berufsgenossenschaften und
Krankenkassen aus § 110 SGB VII auch aus
Schadenfällen von Angehörigen, die mit
dem Versicherungsnehmer in häuslicher
Gemeinschaft leben (vgl. Ziff. 7.5 und 27
AHB). Nicht mitversichert sind Ansprüche
aus § 110 Abs. 1 a) SGB VII.

3. Ausgenommen von der Versicherung
und besonders zu versichern ist, was nicht
nach dem Antrag ausdrücklich in Versiche-
rung gegeben oder nach den Besonderen
Bedingungen und Erläuterungen ohne

besonderen Beitrag eingeschlossen ist, ins-
besondere die Haftpflicht 

3.1 aus Tätigkeiten, die nicht dem versi-
cherten Risiko zuzurechnen sind;

3.2 aus Schäden an fremden Sachen im
Sinne der Ziff. 7.6 AHB;

3.3 aus Sach- und Vermögensschäden
durch Veränderung der Grundwasserver-
hältnisse;

3.4 aus Besitz und Verwendung selbstfah-
render Arbeitsmaschinen, sofern hierfür
nicht besonders Versicherungsschutz bean-
tragt wurde;

3.5 aus der Haltung von Tieren.

2. Kfz- und Luftfahrtklausel

1. Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge

1.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht
wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Kfz oder Kfz-
Anhängers verursachen.

1.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht
wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeu-
ges verursachen oder für die sie als Halter
oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in
Anspruch genommen werden.

1.3 Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten.

1.4 Eine Tätigkeit der bei Ziff. 1.1 und 1.2
genannten Personen an einem Kfz, Kfz-
An hänger und Wasserfahrzeug ist kein Ge -
brauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn
keine dieser Personen Halter oder Besitzer
des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug
hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

2. Luft-/und Raumfahrzeuge

2.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht
wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von

ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Luft- oder
Raumfahrzeuges verursachen oder für die
sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder
Raumfahrzeuges in Anspruch genommen
werden;

2.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten.

2.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

– der Planung oder Konstruktion, Herstel-
lung oder Lieferung von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft-
oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile
ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt
waren;

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung,
Inspektion, Überholung, Reparatur,
Beförderung) an Luft- oder Raumfahr-
zeugen oder deren Teilen, und zwar
wegen Schäden an Luft- oder Raumfahr-
zeugen der mit diesen beförderten
Sachen, der Insassen und allen sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden
sowie wegen sonstiger Schäden durch
Luft- oder Raumfahrzeuge.

3. Vermögensschäden

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages
die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB
wegen Versicherungsfällen, die während
der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
ten sind.

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
Schäden

1. durch vom Versicherungsnehmer (oder
in seinem Auftrag oder für seine Rechnung
von Dritten) hergestellte oder gelieferte
Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstigen
Leistungen;

2. aus planender, berstender, bau- oder
montageleitender, prüfender oder gutach-
terlicher Tätigkeit;



3. aus Ratschlägen, Empfehlungen oder
Weisungen an wirtschaftlich verbundene
Unternehmen;

4. aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

5. aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-,
Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen
wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungs-
vorgängen aller Art, aus Kassenführung
sowie aus Untreue oder Unterschlagung;

6. aus Rationalisierung und Automati -
sierung, Datenerfassung, -speicherung, 
-sicherung, -wiederherstellung, Austausch,
Übermittlung, Bereitstellung elektronischer
Daten;

7. aus der Verletzung von gewerblichen
Schutzrechten und Urheberrechten sowie
des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;

8. aus der Nichteinhaltung von Fristen,
Terminen, Vor- und Kostenanschlägen;

9. aus Pflichtverletzungen, die mit der
Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige
Mitglieder von Vorstand, Geschäftsfüh-
rung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer ver-
gleichbarer Leitung- oder Aufsichtsgre-
mien/Organe im Zusammenhang stehen;

10. aus bewusstem Abweichen von gesetz-
lichen oder behördlichen Vorschriften, von
Anweisungen oder Bedingungen des Auf-
traggebers oder aus sonstiger bewusster
Pflichtverletzung;

11. aus dem Abhandenkommen von
Sachen, auch z.B. von Geld, Wertpapieren
und Wertsachen;

12. aus Auskunftserteilung, Übersetzung
sowie Reiseveranstaltungen;

13. aus Schäden durch ständige Immissionen
(z.B. Geräusche, Gerüche, Erschütterungen).

4. Elektronischer Daten -

austausch/Internetnutzung

1. Elektronischer Datenaus-
tausch/Internetnutzung

1.1 Eingeschlossen ist – insoweit abwei-
chend von Ziff. 7.15 AHB – die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen Schäden aus dem Austausch, der
Übermittlung und der Bereitstellung
elektronischer Daten, z.B. im Internet, per
E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es
sich handelt um

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauch-
barmachung oder Veränderung von
Daten (Datenveränderung) bei Dritten
durch Computer-Viren und/oder andere
Schadprogramme;

(2) Datenveränderung aus sonstigen Grün-
den sowie der Nichterfassung und feh-
lerhaften Speicherung von Daten bei
Dritten, und zwar wegen

– sich daraus ergebender Personen- und
Sachschäden, nicht jedoch weiterer
Datenveränderungen sowie

– der Kosten zur Wiederherstellung der
veränderten Daten bzw. Erfas-
sung/korrekter Speicherung nicht
oder fehlerhaft erfasster Daten;

(3) Störung des Zugangs Dritter zum
elektronischen Datenaustausch.
Für Ziff. 1.1 (1) bis 1.1 (3) gilt:

Dem Versicherungsnehmer obliegt es,
dass seine auszutauschenden, zu über-
mittelnden, bereitgestellten Daten
durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder
-techniken (z.B. Virenscanner, Firewall)
gesichert oder geprüft werden bzw.
worden sind, die dem Stand der Technik
entsprechen. Diese Maßnahmen können
auch durch Dritte erfolgen. Verletzt der
Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, so gilt Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen
bei Verletzung von Obliegenheiten).

1.2. Die Versicherungssumme ist im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen
ausgewiesen. Abweichend von Ziff. 6.2
AHB stellt diese zugleich die Höchst -
ersatzleis tung für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres dar.

Mehrere während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eintretende Versicherungsfälle
gelten als ein Versicherungsfall, der im
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungs-
fälle eingetreten ist, wenn diese

– auf derselben Ursache,

– auf gleichen Ursachen mit innerem, ins-
besondere sachlichem und zeitlichem
Zusammenhang oder

– auf dem Austausch, der Übermittlung
und Bereitstellung elektronischer Daten
mit gleichen Mängeln beruhen.

Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

1.3 Versicherungsschutz besteht – insoweit
abweichend von Ziff. 7.9 AHB – für Versi-
cherungsfälle im Ausland. Dies gilt jedoch
nur, soweit die versicherten Haftpflichtan-
sprüche in europäischen Staaten und nach
dem Recht europäischer Staaten geltend
gemacht werden.

1.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus
nachfolgend genannten Tätigkeiten und
Leistungen:

– Software-Erstellung, -Handel,
-Implementierung, -Pflege;

– IT-Beratung, -Analyse, -Organisation,
-Einweisung, -Schulung;

– Netzwerkplanung, -installation,
-integration, -betrieb, -wartung, -pflege;

– Bereithaltung fremder Inhalte, z.B.
Access-, Host-, Full-Service-Providing;

– Betrieb von Datenbanken.

1.5 Ausgeschlossen vom Versicherungs-
schutz sind Ansprüche

(1) wegen Schäden, die dadurch entstehen,
dass der Versicherungsnehmer bewusst
– unbefugt in fremde Datenverarbei-
tungssysteme/Datennetze eingreift (z.B.

Hacker-Attacken, Denial of Service
Attacks),- Software einsetzt, die geeig-
net ist, die Datenordnung zu zerstören
oder zu verändern (z.B. Software-Viren,
Trojanische Pferde);

(2) die in engem Zusammenhang stehen
mit – massenhaft versandten, vom
Empfänger ungewollten elektronisch
übertragenen Informationen (z.B.
Spamming),- Dateien (z.B. Cookies), mit
denen widerrechtlich bestimmte Infor-
mationen über Internet-Nutzer gesam-
melt werden sollen;

(3) gegen den Versicherungsnehmer oder
jeden Mitversicherten, soweit diese den
Schaden durch bewusstes Abweichen
von gesetzlichen oder behördlichen
Vorschriften (z.B. Teilnahme an rechts-
widrigen Online-Tauschbörsen) oder
durch sonstige bewusste Pflichtverlet-
zungen herbeigeführt haben.

II. Versicherung von Zusatzrisiken

Falls besonders vereinbart, besteht Versi-
cherungsschutz im Rahmen der Bauherren-
Haftpflichtversicherung für:

1. Planung/Bauleitung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers aus der Ausfüh-
rung der Planung und Bauleitung.

2. Mitversicherung von Kfz zur Bau -

herren-Haftpflicht

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus
Halten, Besitz und Gebrauch von eigenen,
geliehenen und gemieteten selbst- und
nicht selbstfahrenden Baumaschinen und 
-fahrzeugen bis 20 km/h.

Für diese Fahrzeuge/Maschinen gelten
nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1(2) und
Ziff. 4.3(1) AHB.

Nicht versichert sind Schäden an den
Maschinen selbst.

Das Fahrzeug darf nur von einem berech-
tigten Fahrer gebraucht werden. Berechtig-
ter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfügungsberechtigten
gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer
ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahr-
zeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen
nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt
wird, der nicht die erforderliche Fahrer -
erlaubnis hat.

Ausgeschlossen bleiben Schäden an dem
Fahrzeug /an der Maschine selbst.
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Allgemeine Bestimmungen zur

Deckung von Umweltschäden

A. Umweltschäden Dritter

I. Umwelthaftpflichtversicherung (UHV)

Der Versicherungsschutz für Schäden Drit-
ter durch Umwelteinwirkung auf Grund
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
 „privatrechtlichen“ Inhalts richtet sich aus-
schließlich nach den Besonderen Bedin-
gungen und Risikobeschreibungen für die
Versicherung der Haftpflicht wegen Schä-
den durch Umwelteinwirkung im Rahmen
der Betriebshaftpflichtversicherung (UHV)
und den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung
(AHB).

Für Ansprüche „öffentlich-rechtlichen“
Inhalts besteht im Rahmen der Umwelt-
schadensversicherung (USV) Versicherungs-
schutz.

II. Umwelthaftpflichtversicherung mit

Störfalldeckung (UHV-Störfall)

Der Versicherungsschutz für Schäden Drit-
ter durch Umwelteinwirkung auf Grund
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
„privatrechtlichen“ Inhalts richtet sich aus-
schließlich nach den Besonderen Bedin-
gungen und Risikobeschreibungen für die
Versicherung der Haftpflicht wegen Schä-
den durch Umwelteinwirkung (UHV-Stör-
fall) im Rahmen der Betriebshaftpflichtver-
sicherung und den Allgemeinen Versiche -
rungsbedingungen für die Haftpflichtver -
sicherung (AHB).

Für Ansprüche „öffentlich-rechtlichen“
Inhalts besteht im Rahmen der Umwelt-
schadensversicherung (USV) Versicherungs-
schutz.

III. Umweltschadensversicherung (USV)

Der Versicherungsschutz für die gesetzliche
Pflicht „öffentlich-rechtlichen“ Inhalts des
Versicherungsnehmers gemäß Umwelt -
schadensgesetz (USchadG) zur Sanierung
von Umweltschäden Dritter richtet sich
ausschließlich nach den Allgemeinen Ver -
sicherungsbedingungen für die Umwelt-
schadensversicherung (USV). 

Für Ansprüche auf Grund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen „privatrecht-
lichen Inhalts“ besteht Versicherungsschutz
über die Umwelthaftpflichtversicherung
(UHV) oder die Betriebshaftpflichtversiche-
rung.

B. Umweltschäden am eigenen

Boden

(auch an eigenen Gewässern, am Grund-
wasser und an der Biodiversität auf dem
eigenen Grundstück)

Der Versicherungsschutz für diese Schäden
richtet sich nach der Erweiterten Boden -
kaskoversicherung, die besonders zu ver-
einbaren ist. Die Erweiterte Bodenkasko-
versicherung umfasst die Zusatzbausteine
1 und 2 der Umweltschadensversicherung
und die Bodenkaskoversicherung.

Die im Versicherungsschein vereinbarte
Versicherungssumme zur Erweiterten
Bodenkaskoversicherung gilt für die Zu -
satzbausteine 1 und 2 der Umweltschadens -
versicherung sowie für die Bodenkasko -
versicherung insgesamt und bildet die
Höchstersatzleistung des Versicherers für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres.

I. Zusatzbaustein 1 der Umweltschadens  -

versicherung (USV)

Der Versicherungsschutz für die gesetzliche
Pflicht „öffentlich-rechtlichen“ Inhalts zur
Sanierung von Umweltschäden am „eige-
nen Boden“ gemäß Umweltschadensgesetz
richtet sich nach dem Zusatzbaustein 1 der
Umweltschadensversicherung (USV).

II. Zusatzbaustein 2 der Umweltschadens -

versicherung (USV)

Der Versicherungsschutz für die gesetzliche
Pflicht „öffentlich-rechtlichen“ Inhalts zur
Sanierung von Umweltschäden am „eige-
nen Boden“ gemäß Bundesbodenschutzge-
setz richtet sich nach dem Zusatzbaustein 2
der Umweltschadensversicherung (USV).

III. Bodenkaskoversicherung 

Der Versicherungsschutz für Schäden an
eigenen (auch gepachteten und gemiete-
ten) unbeweglichen Sachen (auch Boden)
des Versicherungsnehmers richtet sich nach
den Besonderen Bedingungen zur Boden-
kaskoversicherung und den AHB.

Für die gesetzliche Pflicht „öffentlich-
rechtlichen“ Inhalts besteht Versicherungs-
schutz über die Zusatzbausteine 1 und 2
der USV.

I. Besondere Bedingungen und

Risikobeschreibungen für die

Umwelthaftpflichtversicherung

(UHV)

1. Gegenstand des Versiche-

rungsschutzes

1.1 Versichert ist – abweichend von Ziff.
7.10 (b) AHB – im Rahmen und Umfang
des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers wegen Personen- und Sachschä-
den durch Umwelteinwirkung auf Boden,
Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer),
für die gemäß Ziff. 2 in Versicherung gege-
benen Risiken.

Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Ver-
mögensschäden aus der Verletzung von
Aneignungsrechten, des Rechts am einge-
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb,
von wasserrechtlichen Benutzungsrechten
oder -befugnissen. Sie werden wie Sach-
schäden behandelt.

1.2 Versicherungsschutz besteht auch
dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Ver-
wendung im räumlichen und gegenständ-
lichen Zusammenhang mit versicherten
Anlagen in Boden, Luft oder Wasser (ein-

schließlich Gewässer) gelangen, ohne in
diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.

2. Umfang der Versicherung

Die Versicherung erstreckt sich ausschließ-
lich auf die im Antrag/Versicherungsschein
oder seinen Nachträgen aufgeführten Risi-
ken.

Versicherungsschutz besteht für die unter
Ziff. 2.1 bis 2.6 aufgeführten, jeweils aus-
drücklich zu vereinbarenden Risikobaustei-
ne; der Baustein 2.7 gilt als vereinbart.

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die
bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern,
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten
(WHG-Anlagen).

Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen,
die in Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG
aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwir-
kungen auf Gewässer sowie Schäden durch
Abwässer.

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers
gem. Anhang 1 zum Umwelthaftungsge-
setz (UmweltHG-Anlagen). Ausgenommen
sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf
Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, 
die nach dem Umweltschutz dienenden
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder
Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich
nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen
handelt (sonstige deklarierungspflichtige
Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseran-
lagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie
Schäden durch Abwässer.

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungs-
nehmers oder Einbringen oder Einleiten
von Stoffen in ein Gewässer oder Einwir-
ken auf ein Gewässer derart, dass die phy-
sikalische, chemische oder biologische
Beschaffenheit des Wassers verändert wird,
durch den Versicherungsnehmer (Abwas-
seranlagen- und Einwirkungsrisiko).

Der Ausschluss von Schäden durch Abwäs-
ser gem. Ziff. 7.14 AHB findet insoweit
keine Anwendung.

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers
gem. Anhang 2 zum Umwelthaftungsge-
setz (UmweltHG-Anlagen/Pflichtversiche -
rung).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Mon-
tage, Demontage, Instandhaltung und
Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 bis 2.5
oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen
gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 bestimmt sind, wenn
der Versicherungsnehmer nicht selbst Inha-
ber der Anlagen ist.

Der Ausschluss von Schäden durch Abwäs-
ser gem. Ziff. 7.14 AHB findet insoweit
keine Anwendung. 

Aufwendungen vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles werden unter den in Ziff. 5
genannten Voraussetzungen durch den
Versicherer ersetzt, sofern Regressansprü-
che des Inhabers der Anlage gegen den
Versicherungsnehmer bestehen können.

2.7 Umwelteinwirkungen, die im Zusam -
menhang mit dem im Versicherungsschein
beschriebenen Risiko stehen, soweit diese
Umwelteinwirkungen nicht von Anlagen
oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegan-
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gen sind, die unter den Anwendungsbe-
reich der Risikobausteine Ziff. 2.1 bis 2.6
fallen, unabhängig davon, ob diese Risiko-
bausteine vereinbart wurden oder nicht. 

Versicherungsschutz besteht auch dann,
wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwen-
dung im räumlichen und gegenständlichen
Zusammenhang mit versicherten Anlagen
gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 und 2.7 in Boden,
Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelan-
gen, ohne in diese eingebracht oder einge-
leitet worden zu sein.

Der Versicherungsschutz gem. Ziff. 2.1 bis
2.7 bezieht sich auch auf die Haftpflicht
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch
entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit
diesen in Gewässer gelangen.

Mitversicherte Anlagen

Ohne besondere Vereinbarung sind mitver-
sichert:

Kleingebinde mit maximal 250 Liter Fas-
sungsvermögen und bis zu einem Gesamt -
fassungsvermögen aller Kleingebinde von
insgesamt 1.000 Liter. Wird eine der Men-
genschwellen überschritten, erlischt – abwei-
chend von Ziff. 3.1 (2) AHB – die Mitversi-
cherung vollständig. Der Versicherungsschutz
bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.

3. Vorsorgeversicherung/

Erhöhungen und Erweiterungen

3.1 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und
der Ziff. 4 AHB – Vorsorgeversicherung –
finden für die Ziff. 2.1 bis 2.6 keine An -
wendung.

Der Versicherungsschutz für neue Risiken
bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.

3.2 Ziff. 3.1 (2) und Ziff. 3.2 AHB – Erhö-
hungen und Erweiterungen – findet für die
Ziff. 2.1 bis 2.6 ebenfalls keine Anwen-
dung; hiervon unberührt bleiben mengen-
mäßige Veränderungen von Stoffen inner-
halb der unter Ziff. 2 versicherten Risiken.

4. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist – abweichend von
Ziff. 1.1 AHB – die nachprüfbare erste
Feststellung des Personenschadens (Tod,
Verletzung oder Gesundheitsschädigung
von Menschen), Sachschadens (Beschädi-
gung oder Vernichtung von Sachen) oder
eines gem. Ziff. 1.1 mitversicherten Vermö-
gensschadens durch den Geschädigten,
einen sonstigen Dritten oder den Versiche-
rungsnehmer. Der Versicherungsfall muss
während der Wirksamkeit der Versicherung
eingetreten sein.

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu
diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Um -
fang des Schadens oder die Möglichkeit
zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen
erkennbar waren.

5. Aufwendungen vor Eintritt des

Versicherungsfalles

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass
ein Versicherungsfall eingetreten ist,

– nach einer Störung des Betriebes oder

– auf Grund behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers
für Maßnahmen zur Abwendung oder
Minderung eines sonst unvermeidbar ein-
tretenden Personen-, Sach- oder gem. 
Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensscha-
dens. Die Feststellung der Störung des
Betriebes oder die behördliche Anordnung
muss in die Wirksamkeit der Versicherung
fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeit-
punkt ist.

5.2 Aufwendungen auf Grund behördlicher
Anordnungen im Sinne der Ziff. 5.1 werden
unter den dort genannten Voraussetzun-
gen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den
 Versicherungsnehmer oder im Wege der
Ersatzvornahme durch die Behörde ausge-
führt werden.

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet,

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung
einer derartigen Störung des Betriebes
oder eine behördliche Anordnung unver-
züglich anzuzeigen und alles zu tun, was
erforderlich ist, die Aufwendungen auf den
Umfang zu begrenzen, der notwendig und
objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt
zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und auf Verlangen des Versiche-
rers fristgemäß Widerspruch gegen be -
hördliche Anordnungen einzulegen

oder 

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die
Maßnahmen abzustimmen.

5.4 Verletzt der Versicherer eine der in 
Ziff. 5.3 genannten Obliegenheiten vor-
sätzlich, so werden ihm im Rahmen des für
Aufwendungen gem Ziff. 5 vereinbarten
Gesamtbetrages nur die notwendigen und
objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der
in Ziff. 5.3 genannten Obliegenheiten grob
fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt,
etwaige über die notwendigen und objektiv
geeigneten Aufwendungen hinausgehende
Aufwendungen in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnisses zu kürzen;
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer.

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der
Versicherer zum Ersatz etwaiger über die
notwendigen und objektiv geeigneten Auf-
wendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der
Obliegenheit nicht für den Umfang der
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich
ist.

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der
vereinbarten Versicherungssumme und der
Jahreshöchstersatzleistung bis zu 10 Pro-
zent der Versicherungssumme und der Jah-
reshöchst ersatzleistung je Störung des
Betriebes oder behördlicher Anordnung
und Versicherungsjahr ersetzt.

Der Versicherungsnehmer hat von den
Aufwendungen 10 Prozent, mindestens 
50 Euro, höchs tens 500 Euro selbst zu
 tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maß-
nahmen zu einem Schaden, so werden die
vom Versicherer ersetzten Aufwendungen
auf die für den Versicherungsfall maßge-

bende Versicherungssumme angerechnet,
es sei denn, dass der Ersatz dieser Auf -
wendungen im Rahmen der Jahreshöchst -
ersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versiche-
 rungsfälle tatsächlich gemindert hat.

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle
Aufwendungen – auch soweit sie sich mit
Aufwendungen im Sinne der Ziff. 5.1
 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneue-
rung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanie-
rung von Betriebseinrichtungen, Grund-
stücken oder Sachen (auch gemietete,
gepachtete, geleaste und dgl.) des Versi-
cherungsnehmers; auch für solche, die frü-
her im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendun-
gen zur Abwendung oder Minderung eines
sonst unvermeidbar eintretenden Perso-
nen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversi-
cherten Vermögensschadens, falls Betriebs-
einrichtungen, Grundstücke oder Sachen
des Versicherungsnehmers, die von einer
Umwelteinwirkung nicht betroffen sind,
beeinträchtigt werden müssen. Eintretende
Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die da -
durch entstehen oder entstanden sind, dass
beim Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden,
abtropfen, ablaufen, verdampfen, verduns -
ten oder durch ähnliche Vorgänge in den
Boden oder ein Gewässer gelangen. Das
gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf
einer Störung des Betriebes beruhen.

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch
betriebsbedingt unvermeidbare, notwendi-
ge oder in Kauf genommene Umweltein-
wirkungen entstehen.

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer den Nachweis erbringt, dass er nach
dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der
schadenursächlichen Umwelteinwirkungen
unter den Gegebenheiten des Einzelfalles
die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht
erkennen musste.

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn
bereits eingetretener Schäden.

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die
nach Maßgabe früherer Versicherungsver-
träge Versicherungsschutz besteht oder
hätte beantragt werden können.

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich
daraus ergeben, dass der Versicherungs-
nehmer nach Beginn des Versicherungs -
verhältnisses Grundstücke erwirbt oder in
Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt
bereits von einer Umwelteinwirkung
betroffen waren.

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigen-
tum, Besitz oder Betrieb von Abfallentsor-
gungsanlagen, insbesondere Deponien und
Kompostierungsanlagen.

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch
vom Versicherungsnehmer hergestellte
oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten
oder sonstige Leistungen nach Ausführung
der Leistung oder nach Abschluss der
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).
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Wird Versicherungsschutz nach Ziff. 2.6
genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit
nicht.

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch
vom Versicherungsnehmer hergestellte
oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung
entstehen.

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie bewusst von Gesetzen,
Verordnungen oder an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem
Umweltschutz dienen, abweichen.

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie es bewusst unterlassen, die
vom Hersteller gegebenen oder nach dem
Stand der Technik einzuhaltenden Richtli-
nien oder Gebrauchsanweisungen für
Anwendungen, regelmäßige Kontrollen,
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen
oder notwendige Reparaturen bewusst
nicht ausführen.

6.11 Ansprüche wegen genetischer Schä-
den.

6.12 Ansprüche

– wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG),
soweit es sich um die Beschädigung von
Grundstücken, deren Bestandteilen und
Zubehör handelt;

– wegen Schäden beim Bergbaubetrieb 
(i. S. d. § 114 BBergG) durch schlagende
Wetter, Wasser- und Kohlensäureein -
brüche sowie Kohlenstaubexplosionen.

6.13 Ansprüche wegen Schäden infolge
der Veränderung der Lagerstätte des
Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die nach-
weislich auf Kriegsereignissen, anderen
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren
Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik
oder unmittelbar auf Verfügungen oder
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das
Gleiche gilt für Schäden durch höhere
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte
ausgewirkt haben.

6.15 Ansprüche aus Anlass von Abbruch-
und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie
von Sprengungen, sofern nicht eine beson-
dere Vereinbarung hierüber mit dem Versi-
cherer getroffen worden ist.

Auch wenn eine solche Vereinbarung
getroffen worden ist, sind in jedem Falle
ausgeschlossen Sachschäden, die entstehen

– bei Abbruch- und Einreißarbeiten in
einem Umkreis, dessen Radius der Höhe
des einzureißenden Bauwerks entspricht,

– bei Sprengungen an Immobilien in einem
Umkreis von weniger als 150 m.

6.16 Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person durch den Gebrauch eines
Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhän -
gers verursacht.

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein
Mitversicherter oder eine von ihnen be -
stellte oder beauftragte Person durch den

Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verur-
sacht oder für die sie als Halter oder Besit-
zer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch
genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 ge -
nannten Personen an einem Kraftfahrzeug,
Kraftfahrzeuganhänger oder Wasserfahr-
zeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser
Bestimmung, wenn keine dieser Personen
Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb
gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang des Vertra-
ges eine abweichende Regelung getroffen
wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.

6.17 Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person durch den Gebrauch eines
Luftfahrzeuges verursacht oder für die sie
als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeu-
ges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

– der Planung oder Konstruktion, Herstel-
lung oder Lieferung von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft-
oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile
ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt
waren,

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung,
Inspektion, Überholung, Reparatur,
Beförderung) an Luft- oder Raumfahr-
zeugen oder deren Teilen, und zwar
wegen Schäden an Luft- oder Raumfahr-
zeugen, der mit diesen beförderten
Sachen, der Insassen sowie wegen sons -
tiger Schäden durch Luft- oder Raum-
fahrzeuge.

7. Versicherungssumme/

Maximierung/Serienschaden -

klausel/Selbstbehalt

7.1 Die Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall ist im Versicherungsschein und
den Nachträgen ausgewiesen. 

Diese Versicherungssumme bildet auch die
Höchstersatzleistung des Versicherers für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres.

7.2 Für den Umfang der Leistung des Ver-
sicherers bildet die angegebene Versiche-
rungssumme die Höchstgrenze bei jedem
Versicherungsfall. Dies gilt auch dann,
wenn sich der Versicherungsschutz auf
mehrere entschädigungspflichtige Personen
erstreckt.

Mehrere während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eintretende Versicherungsfälle

– durch dieselbe Umwelteinwirkung,

– durch mehrere unmittelbar auf derselben
Ursache oder unmittelbar auf den glei-
chen Ursachen beruhende Umweltein-
wirkungen, wenn zwischen gleichen
Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher, Zusammenhang
besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen
Eintritt als ein Versicherungsfall, der im
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungs-
fälle als eingetreten gilt.

Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

7.3 Der Versicherungsnehmer hat bei je -
dem Versicherungsfall von der Schaden -
ersatzleistung 10 Prozent, mindestens 
50 Euro, höchs tens 500 Euro selbst zu
 tragen.

8. Nachhaftung

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis
wegen des vollständigen oder dauernden
Wegfalls des versicherten Risikos oder
durch Kündigung des Versicherers oder des
Versicherungsnehmers, so besteht der Ver-
sicherungsschutz für solche Personen-,
Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversicherten
Vermögensschäden weiter, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung
des Versicherungsverhältnisses noch nicht
festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

– Der Versicherungsschutz gilt für die
Dauer von drei Jahren vom Zeitpunkt der
Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses an gerechnet.

– Der Versicherungsschutz besteht für die
gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen
des bei Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses geltenden Versicherungs-
umfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme
des Versicherungsjahres, in dem das Ver-
sicherungsverhältnis endet.

8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend,
dass während der Laufzeit des Versiche-
rungsverhältnisses ein versichertes Risiko
teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass
auf den Zeitpunkt des Wegfalls des ver -
sicherten Risikos abzustellen ist.

9. Versicherungsfälle im Ausland

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von
Ziff. 1 dieser Bedingungen – abweichend
von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland ein-
tretende Versicherungsfälle,

– die auf eine Umwelteinwirkung im
Inland oder eine Tätigkeit im Sinne der
Ziff. 2 im Inland zurückzuführen sind.
Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der
Ziff. 2 nur, wenn die Anlagen oder Teile
nicht ersichtlich für das Ausland be -
stimmt waren;

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus
der Teilnahme an Ausstellungen, Ausstel-
lungen, Kongressen, Messen und Märk-
ten.

9.2 Nur auf Grund ausdrücklicher Verein -
barung sind eingeschlossen im Umfang
von Ziff. 1 dieser Bedingungen – abwei-
chend von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland
eintretende Versicherungsfälle,
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9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder
Lieferung von Anlagen oder Teilen im Sinne
von Ziff. 2 zurückzuführen sind, wenn die
Anlagen oder Teile ersichtlich für das Aus-
land bestimmt waren;

9.2.2 die auf die Montage, Demontage,
Instandhaltung oder Wartung von Anlagen
oder Teilen im Sinne von Ziff. 2 zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im
Ausland erfolgen;

9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demon -
tage, Instandhaltung oder Wartung zurück-
zuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im
Ausland erfolgen.

Zu Ziff. 9.2

Der Versicherungsschutz besteht nur für
solche Personen- und Sachschäden, die
Folge einer plötzlichen und unfallartigen
Störung des bestimmungsgemäßen Betrie-
bes sind. Aufwendungen vor Eintritt des
Versicherungsfalles gem. Ziff. 5 werden
nicht ersetzt.

Zu Ziff. 9.2.2 und 9.2.3

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versi-
cherung der Haftpflicht für im Ausland ge -
legene Anlagen oder Betriebsstätten, z.B.
Produktions- oder Vertriebsniederlassun-
gen, Läger und dgl.

9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtan -
sprüche

– aus Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-
ten von Personen, die von dem Versiche-
rungsnehmer im Ausland eingestellt oder
dort mit der Durchführung von Arbeiten
betraut worden sind.

– Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflicht-
ansprüche gegen den Versicherungsneh-
mer und die Personen, die er zur Leitung
oder Beaufsichtigung des versicherten
Betriebes oder eines Teiles desselben
angestellt hat, aus Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten, die den Bestimmun-
gen des Sozialgesetzbuches VII unterlie-
gen (siehe Ziff. 7.9 AHB).

– auf Entschädigung mit Strafcharakter,
insbesondere punitive oder exemplary
damages;

– nach Art. 1792 ff. und 2270 und den
damit im Zusammenhang stehenden
Regressansprüchen nach Art. 1147 des
französischen Code Civil oder gleicharti-
ger Bestimmungen andere Länder.

Aufwendungen des Versicherers für Kosten
– abweichend von Ziff. 6.5 AHB – werden
als Leistungen auf die Versicherungssumme
angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten; Aufwendungen zur Ab -
wendung oder Minderung des Schadens
bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten,
auch Reisekosten, die dem Versicherer
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind.

Die Leistungen des Versicherers erfolgen 
in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb
der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-

Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist.

10. Für inländische Versiche-

rungsfälle, die im Ausland gel-

tend gemacht werden 

Für Ansprüche, die im Ausland geltend
gemacht werden, gilt:

10.1 Vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen bleiben Haftpflichtansprüche

10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharak-
ter, insbesondere punitive oder exemplary
damages;

10.1.2 nach Art. 1792 ff. und 2270 und
den damit im Zusammenhang stehenden
Regressansprüchen nach Art. 1147 des
französischen Code Civil oder gleichartiger
Bestimmungen andere Länder.

10.2 Aufwendungen des Versicherers für
Kosten – abweichend von Ziff. 6.5 AHB –
werden als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten; Aufwendungen zur Ab -
wendung oder Minderung des Schadens
bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten,
auch Reisekosten, die dem Versicherer
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind.

10.3 Die Leistungen des Versicherers erfol-
gen in Euro. Soweit der Zahlungsort außer-
halb der Staaten, die der Europäischen
Währungsunion angehören, liegt, gelten
die Verpflichtungen des Versicherers mit
dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist.

II. Besondere Bedingungen und

Risikobeschreibungen für die

Umwelthaftpflichtversicherung

mit Störfalldeckung 

(UHV-Störfall)

1. Gegenstand des Versiche-

rungsschutzes

1.1 Versichert ist – abweichend von Ziff.
7.10 (b) AHB – im Rahmen und Umfang
des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht
privatrechtlichen Inhalts des Versiche-
rungsnehmers wegen Personen- und Sach-
schäden durch Umwelteinwirkung auf
Boden, Luft oder Wasser (einschließlich
Gewässer), die Folgen einer plötzlichen und
unfallartigen, während der Wirksamkeit
des Versicherungsvertrages eingetretenen
Störung des bestimmungsgemäßen Betrie-
bes sind, für die gemäß Ziff. 2 in Versiche-
rung gegebenen Risiken.

Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Ver-
mögensschäden aus der Verletzung von
Aneignungsrechten, des Rechts am einge-
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb,

wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder
-befugnissen. Sie werden wie Sachschäden
behandelt.

1.2 Versicherungsschutz besteht auch
dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Ver-
wendung im räumlichen und gegenständ-
lichen Zusammenhang mit versicherten
Anlagen in Boden, Luft oder Wasser (ein-
schließlich Gewässer) gelangen, ohne in
diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.

2. Umfang der Versicherung

Die Versicherung erstreckt sich ausschließ-
lich auf die im Antrag/Versicherungsschein
oder seinen Nachträgen aufgeführten Risi-
ken.

Versicherungsschutz besteht für die unter
Ziff. 2.1 bis 2.6 aufgeführten, jeweils aus-
drücklich zu vereinbarenden Risikobaustei-
ne; der Baustein 2.7 gilt als vereinbart.

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die
bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern,
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten
(WHG-Anlagen).

Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen,
die in Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG
aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwir-
kungen auf Gewässer sowie Schäden durch
Abwässer.

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers
gem. Anhang 1 zum Umwelthaftungsge-
setz (UmweltHG-Anlagen). Ausgenommen
sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf
Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, 
die nach dem Umweltschutz dienenden
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder
Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich
nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen
handelt (sonstige deklarierungspflichtige
Anlagen).

Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Ein-
wirkungen auf Gewässer sowie Schäden
durch Abwässer.

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungs-
nehmers oder Einbringen oder Einleiten
von Stoffen in ein Gewässer oder Einwir-
ken auf ein Gewässer derart, dass die phy-
sikalische, chemische oder biologische
Beschaffenheit des Wassers verändert wird,
durch den Versicherungsnehmer (Abwas-
seranlagen- und Einwirkungsrisiko).

Der Ausschluss von Schäden durch Abwäs-
ser gem. Ziff. 7.14 AHB findet insoweit
keine Anwendung.

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers
gem. Anhang 2 zum Umwelthaftungsge-
setz (UmweltHG-Anlagen/Pflichtversiche -
rung).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Mon-
tage, Demontage, Instandhaltung und
Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 bis 2.5
oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen
gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 bestimmt sind, wenn
der Versicherungsnehmer nicht selbst Inha-
ber der Anlagen ist.

Der Ausschluss von Schäden durch Abwäs-
ser gem. Ziff. 7.14 AHB findet insoweit
keine Anwendung.

Aufwendungen vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles werden unter den in Ziff. 5

11



genannten Voraussetzungen durch den
Versicherer ersetzt, sofern Regressansprü-
che des Inhabers der Anlage gegen den
Versicherungsnehmer bestehen können.

2.7 Umwelteinwirkungen, die im Zusam -
menhang mit dem im Versicherungsschein
beschriebenen Risiko stehen, soweit diese
Umwelteinwirkungen nicht von Anlagen
oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegan-
gen sind, die unter den Anwendungsbe-
reich der Risikobausteine Ziff. 2.1 bis 2.6
fallen, unabhängig davon, ob diese Risiko-
bausteine vereinbart wurden oder nicht.

Versicherungsschutz besteht auch dann,
wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwen-
dung im räumlichen und gegenständlichen
Zusammenhang mit versicherten Anlagen
gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 und 2.7 in Boden,
Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelan-
gen, ohne in diese eingebracht oder einge-
leitet worden zu sein.

Der Versicherungsschutz gem. Ziff. 2.1 bis
2.7 bezieht sich auch auf die Haftpflicht
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch
entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit
diesen in Gewässer gelangen.

Mitversicherte Anlagen

Ohne besondere Vereinbarung sind mitver-
sichert:

Kleingebinde mit maximal 250 Liter Fas-
sungsvermögen und bis zu einem Gesamt-
fassungsvermögen aller Kleingebinde von
insgesamt 1.000 Liter. Wird eine der Men-
genschwellen überschritten, erlischt –
 abweichend von Ziff. 3.1 (2) AHB – die
Mitversicherung vollständig. Der Versiche-
rungsschutz bedarf insoweit besonderer
Vereinbarung.

3. Vorsorgeversicherung/

Erhöhungen und Erweiterungen

3.1 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und
der Ziff. 4 AHB – Vorsorgeversicherung –
finden für die Ziff. 2.1 bis 2.6 keine An -
wendung.

Der Versicherungsschutz für neue Risiken
bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.

3.2 Ziff. 3.1 (2) und 3.2 AHB – Erhöhungen
und Erweiterungen – findet für die Ziff.
2.1 bis 2.6 ebenfalls keine Anwendung;
hiervon unberührt bleiben mengenmäßige
Veränderungen von Stoffen innerhalb der
unter Ziff. 2 versicherten Risiken.

4. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist – abweichend von
Ziff. 1.1 AHB – die nachprüfbare erste
Feststellung des Personenschadens (Tod,
Verletzung oder Gesundheitsschädigung
von Menschen), Sachschadens (Beschädi-
gung oder Vernichtung von Sachen) oder
eines gem. Ziff. 1.1 mitversicherten Vermö-
gensschadens durch den Geschädigten,
einen sonstigen Dritten oder den Versiche-
rungsnehmer. Der Versicherungsfall muss
während der Wirksamkeit der Versicherung
eingetreten sein.

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu
diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder
Umfang des Schadens oder die Möglichkeit
zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen
erkennbar waren.

5. Aufwendungen vor Eintritt des

Versicherungsfalles

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass
ein Versicherungsfall eingetreten ist,

– nach einer Störung des Betriebes oder

– auf Grund behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers
für Maßnahmen zur Abwendung oder Min -
derung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.1
mitversicherten Vermögensschadens. Die
Feststellung der Störung des Betriebes oder
die behördliche Anordnung müssen in die
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wo bei
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2 Aufwendungen auf Grund behördlicher
Anordnungen im Sinne der Ziff. 5.1 werden
unter den dort genannten Voraussetzun-
gen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Ver-
sicherungsnehmer oder im Wege der
Ersatzvornahme durch die Behörde ausge-
führt werden.

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet,

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung
einer derartigen Störung des Betriebes
oder eine behördliche Anordnung unver-
züglich anzuzeigen und alles zu tun, was
erforderlich ist, die Aufwendungen auf den
Umfang zu begrenzen, der notwendig und
objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt
zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und auf Verlangen des Versiche-
rers fristgemäß Widerspruch gegen be -
hördliche Anordnungen einzulegen

oder 

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die
Maßnahmen abzustimmen.

5.4 Verletzt der Versicherer eine der in 
Ziff. 5.3 genannten Obliegenheiten vor-
sätzlich, so werden ihm im Rahmen des für
Aufwendungen gem Ziff. 5 vereinbarten
Gesamtbetrages nur die notwendigen und
objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der
in Ziff. 5.3 genannten Obliegenheiten grob
fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt,
etwaige über die notwendigen und objektiv
geeigneten Aufwendungen hinausgehende
Aufwendungen in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnisses zu kürzen;
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer.

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der
Versicherer zum Ersatz etwaiger über die
notwendigen und objektiv geeigneten Auf-
wendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der
Obliegenheit nicht für den Umfang der
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich
ist.

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der
vereinbarten Versicherungssumme und der
Jahreshöchstersatzleistung bis zu 10 Pro-
zent der Versicherungssumme und der Jah-
reshöchstersatzleistung je Störung des
Betriebes oder behördlicher Anordnung
und Versicherungsjahr ersetzt.

Der Versicherungsnehmer hat von den
Aufwendungen 10 Prozent, mindestens 
50 Euro, höchs tens 500 Euro selbst zu
 tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maß-
nahmen zu einem Schaden, so werden die
vom Versicherer ersetzten Aufwendungen
auf die für den Versicherungsfall maßge-
bende Versicherungssumme angerechnet,
es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwen-
dungen im Rahmen der Jahreshöchster-
satzleistung eines früheren Versicherungs-
jahres die Ersatzleistung für Versicherungs-
fälle tatsächlich gemindert hat. 

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle
Aufwendungen – auch soweit sie sich mit
Aufwendungen im Sinne der Ziff. 5.1
 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneue-
rung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanie-
rung von Betriebseinrichtungen, Grund-
stücken oder Sachen (auch gemietete,
gepachtete, geleaste und dgl.) des Versi-
cherungsnehmers; auch für solche, die frü-
her im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendun-
gen zur Abwendung oder Minderung eines
sonst unvermeidbar eintretenden Perso-
nen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversi-
cherten Vermögensschadens, falls Betriebs-
einrichtungen, Grundstücke oder Sachen
des Versicherungsnehmers, die von einer
Umwelteinwirkung nicht betroffen sind,
beeinträchtigt werden müssen. Eintretende
Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die da -
durch entstehen oder entstanden sind, dass
beim Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden,
abtropfen, ablaufen, verdampfen, verduns -
ten oder durch ähnliche Vorgänge in den
Boden oder ein Gewässer gelangen. Das
gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf
einer Störung des Betriebes beruhen.

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch
betriebsbedingt unvermeidbare, notwen -
dige oder in Kauf genommene Umweltein-
wirkungen entstehen.

6.3 Ansprüche wegen Schäden, die durch
bei Vertragsbeginn bereits erfolgte oder
begonnene Umwelteinwirkung entstehen
oder entstanden sind.

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die
nach Maßgabe früherer Versicherungsver-
träge Versicherungsschutz besteht oder
hätte beantragt werden können.

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich
daraus ergeben, dass der Versicherungs-
nehmer nach Beginn des Versicherungsver-
hältnisses Grundstücke erwirbt oder in
Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt
bereits von einer Umwelteinwirkung
betroffen waren.

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigen-
tum, Besitz oder Betrieb von Abfallentsor-
gungsanlagen, insbesondere Deponien und
Kompostierungsanlagen.

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch
vom Versicherungsnehmer hergestellte
oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten
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oder sonstige Leistungen nach Ausführung
der Leistung oder nach Abschluss der
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

Wird Versicherungsschutz nach Ziff. 2.6
genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit
nicht.

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch
vom Versicherungsnehmer hergestellte
oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung
entstehen.

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie bewusst von Gesetzen,
Verordnungen oder an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Um -
weltschutz dienen, abweichen.

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie es bewusst unterlassen, die
vom Hersteller gegebenen oder nach dem
Stand der Technik einzuhaltenden Richtli-
nien oder Gebrauchsanweisungen für
Anwendungen, regelmäßige Kontrollen,
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen
oder notwendige Reparaturen bewusst
nicht ausführen.

6.11 Ansprüche wegen genetischer Schä-
den.

6.12 Ansprüche

– wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG),
soweit es sich um die Beschädigung von
Grundstücken, deren Bestandteilen und
Zubehör handelt;

– wegen Schäden beim Bergbaubetrieb 
(i. S. d. § 114 BBergG) durch schlagende
Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrü-
che sowie Kohlenstaubexplosionen.

6.13 Ansprüche wegen Schäden infolge 
der Veränderung der Lagerstätte des
Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die nach-
weislich auf Kriegsereignissen, anderen
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren
Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik
oder unmittelbar auf Verfügungen oder
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das
Gleiche gilt für Schäden durch höhere
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte
ausgewirkt haben.

6.15 Ansprüche aus Anlass von Abbruch-
und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie
von Sprengungen, sofern nicht eine beson-
dere Vereinbarung hierüber mit dem Versi-
cherer getroffen worden ist.

Auch wenn eine solche Vereinbarung
getroffen worden ist, sind in jedem Falle
ausgeschlossen Sachschäden, die entstehen

– bei Abbruch- und Einreißarbeiten in
einem Umkreis, dessen Radius der Höhe
des einzureißenden Bauwerks entspricht,

– bei Sprengungen an Immobilien in einem
Umkreis von weniger als 150 m.

6.16 Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person durch den Gebrauch eines
Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhän -
gers verursacht.

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein
Mitversicherter oder eine von ihnen be -
stellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verur-
sacht oder für die sie als Halter oder Besit-
zer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch
genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 ge -
nannten Personen an einem Kraftfahrzeug,
Kraftfahrzeuganhänger oder Wasserfahr-
zeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser
Bestimmung, wenn keine dieser Personen
Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb
gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang des Vertra-
ges eine abweichende Regelung getroffen
wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit
nicht.

6.17 Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person durch den Gebrauch eines
Luftfahrzeuges verursacht oder für die sie
als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeu-
ges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

– der Planung oder Konstruktion, Herstel-
lung oder Lieferung von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft-
oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile
ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt
waren,

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, In -
spektion, Überholung, Reparatur, Beför-
derung) an Luft- oder Raumfahrzeugen
oder deren Teilen, und zwar wegen Schä-
den an Luft- oder Raumfahrzeugen, der
mit diesen beförderten Sachen, der
Insassen sowie wegen sonstiger Schäden
durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

7. Versicherungssumme/

Maximierung/Serienschaden -

klausel/Selbstbehalt

7.1 Die Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall ist im Versicherungsschein und
den Nachträgen ausgewiesen.

Diese Versicherungssumme bildet auch die
Höchstersatzleistung des Versicherers für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres.

7.2 Für den Umfang der Leistung des Ver-
sicherers bildet die angegebene Versiche-
rungssumme die Höchstgrenze bei jedem
Versicherungsfall. Dies gilt auch dann,
wenn sich der Versicherungsschutz auf
mehrere entschädigungspflichtige Personen
erstreckt.

Mehrere während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eintretende Versicherungsfälle

– durch dieselbe Umwelteinwirkung,

– durch mehrere unmittelbar auf derselben
Ursache oder unmittelbar auf den glei-
chen Ursachen beruhenden Umweltein-
wirkungen, wenn zwischen gleichen
Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher, Zusammenhang
besteht, 

gelten unabhängig von ihrem tatsäch-
lichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der
im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle als eingetreten gilt.

Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

7.3 Der Versicherungsnehmer hat bei je -
dem Versicherungsfall von der Schaden -
ersatzleistung 10 Prozent, mindestens 
50 Euro, höchs tens 500 Euro selbst zu
 tragen.

8. Nachhaftung

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis
wegen des vollständigen oder dauernden
Wegfalls des versicherten Risikos oder
durch Kündigung des Versicherers oder des
Versicherungsnehmers, so besteht der Ver-
sicherungsschutz für solche Personen-,
Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversicherten
Vermögensschäden weiter, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung
des Versicherungsverhältnisses noch nicht
festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

– Der Versicherungsschutz gilt für die
Dauer von drei Jahren vom Zeitpunkt der
Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses an gerechnet.

– Der Versicherungsschutz besteht für die
gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen
des bei Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses geltenden Versicherungs-
umfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme
des Versicherungsjahres, in dem das Ver-
sicherungsverhältnis endet.

8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend,
dass während der Laufzeit des Versiche-
rungsverhältnisses ein versichertes Risiko
teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass
auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versi-
cherten Risikos abzustellen ist.

9. Versicherungsfälle im Ausland

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von
Ziff. 1 dieser Bedingungen – abweichend
von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland ein-
tretende Versicherungsfälle,

– die auf eine Umwelteinwirkung im In -
land oder eine Tätigkeit im Sinne der
Ziff. 2 im Inland zurückzuführen sind.
Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der
Ziff. 2 nur, wenn die Anlagen oder Teile
nicht ersichtlich für das Ausland be -
stimmt waren;

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus
der Teilnahme an Ausstellungen, Kon-
gressen, Messen und Märkten. 

9.2 Nur auf Grund ausdrücklicher Verein -
barung sind eingeschlossen im Umfang von
Ziff. 1 dieser Bedingungen – abweichend
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von Ziff. 7.9 AHB – auch im Ausland ein-
tretende Versicherungsfälle,

9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder
Lieferung von Anlagen oder Teilen im Sinne
von Ziff. 2 zurückzuführen sind, wenn die
Anlagen oder Teile ersichtlich für das Aus-
land bestimmt waren;

9.2.2 die auf die Montage, Demontage,
Instandhaltung oder Wartung von Anlagen
oder Teilen im Sinne von Ziff. 2 zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im
Ausland erfolgen;

9.2.3 die auf die sonstige Montage,
Demontage, Instandhaltung oder Wartung
zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkei-
ten im Ausland erfolgen.

Zu Ziff. 9.2

Der Versicherungsschutz besteht nur für
solche Personen- und Sachschäden, die
Folge einer plötzlichen und unfallartigen
Störung des bestimmungsgemäßen Betrie-
bes sind. Aufwendungen vor Eintritt des
Versicherungsfalles gem. Ziff. 5 werden
nicht ersetzt.

Zu Ziff. 9.2.2 und 9.2.3

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versi-
cherung der Haftpflicht für im Ausland
gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, z.B.
Produktions- oder Vertriebsniederlassun-
gen, Läger und dgl.

9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprü-
che

– aus Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-
ten von Personen, die von dem Versiche-
rungsnehmer im Ausland eingestellt oder
dort mit der Durchführung von Arbeiten
betraut worden sind.

– Eingeschlossen bleiben jedoch Haft-
pflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer und die Personen, die er
zur Leitung oder Beaufsichtigung des
versicherten Betriebes oder eines Teiles
desselben angestellt hat, aus Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten, die den
Bestimmungen des Sozialgesetzbuches
VII unterliegen (siehe Ziff. 7.9 AHB).

– auf Entschädigung mit Strafcharakter,
insbesondere punitive oder exemplary
damages; – nach Art. 1792 ff. und 2270
und den damit im Zusammenhang ste-
henden Regressansprüchen nach Art. 1147
des französischen Code Civil oder gleich-
artiger Bestimmungen andere Länder.

Aufwendungen des Versicherers für Kosten
– abweichend von Ziff. 6.5 AHB – werden
als Leistungen auf die Versicherungssumme
angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten; Aufwendungen zur Ab -
wendung oder Minderung des Schadens
bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten,
auch Reisekosten, die dem Versicherer
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind.

Die Leistungen des Versicherers erfolgen 
in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb
der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die
Verpflichtungen des Versicherers mit dem

Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist.

10. Für inländische Versiche-

rungsfälle, die im Ausland gel-

tend gemacht werden

Für Ansprüche, die im Ausland geltend
gemacht werden, gilt:

10.1 Vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen bleiben Haftpflichtansprüche

10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharak-
ter, insbesondere punitive oder exemplary
damages;

10.1.2 nach Art. 1792 ff. und 2270 und
den damit im Zusammenhang stehenden
Regressansprüchen nach Art. 1147 des
französischen Code Civil oder gleichartiger
Bestimmungen andere Länder.

10.2 Aufwendungen des Versicherers für
Kosten – abweichend von Ziff. 6.5 AHB –
werden als Leistungen auf die Versiche-
rungssumme angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten; Aufwendungen zur Ab -
wendung oder Minderung des Schadens
bei oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls sowie Schadenermittlungskosten,
auch Reisekosten, die dem Versicherer
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind.

10.3 Die Leistungen des Versicherers erfol-
gen in Euro. Soweit der Zahlungsort außer-
halb der Staaten, die der Europäischen
Währungsunion angehören, liegt, gelten
die Verpflichtungen des Versicherers mit
dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist.

III. Allgemeine Versicherungs-

bedingungen für die Umwelt-

schadensversicherung (USV)

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht
öffentlich-rechtlichen Inhalts des Versiche-
rungsnehmers gemäß Umweltschadensge-
setz zur Sanierung von Umweltschäden.
Umweltschaden ist eine 

– Schädigung von geschützten Arten und
natürlichen Lebensräumen, 

– Schädigung der Gewässer,

– Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann,
wenn der Versicherungsnehmer von einer
Behörde oder einem sonstigen Dritten auf
Erstattung der Kosten für Sanierungsmaß-
nahmen/Pflichten der oben genannten Art
in Anspruch genommen wird. Dabei kommt
es nicht darauf an, ob der Versicherungs-
nehmer auf öffentlich-rechtlicher oder 

privatrechtlicher Grundlage in Anspruch
genommen wird. 

Ausgenommen vom Versicherungsschutz
bleiben jedoch solche gegen den Versiche-
rungsnehmer gerichteten Ansprüche, die
auch ohne das Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG)
basierender nationaler Umsetzungsgesetze
bereits auf Grund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts
gegen den Versicherungsnehmer geltend
gemacht werden könnten. Versicherungs-
schutz für derartige Ansprüche kann
 ausschließlich über eine Betriebs- oder
Berufs-Haftpflichtversicherung oder eine
Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart
werden.

1.2 Mitversichert ist die gleichartige ge -
setzliche Pflicht 

1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versi-
cherungsnehmers und solcher Personen,
die er zur Leitung oder Beaufsichtigung
des versicherten Betriebes oder eines Teiles
desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft.

1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehöri-
gen für Schäden, die sie in Ausführung
ihrer dienstlichen Verrichtungen für den
Versicherungsnehmer verursachen.

1.3 Versichert ist die gesetzliche Pflicht
aus dem Gebrauch von Kraftfahrzeugen
und Kraftfahrzeuganhängern, sofern diese
im Rahmen der Betriebshaftpflicht mitver-
sichert sind. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berech-
tigten Fahrer gebraucht werden. Berechtig-
ter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfügungsberechtigten
gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer
ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahr-
zeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen
nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt
wird, der nicht die erforderliche Fahr -
erlaubnis hat. 

2. Umfang der Versicherung/

Versicherte Risiken 

Die Versicherung erstreckt sich ausschließ-
lich auf die im Versicherungsschein aufge-
führten Risiken und Tätigkeiten. Versiche-
rungsschutz besteht für die unter Ziff. 2.1
bis 2.6 aufgeführten, jeweils ausdrücklich
zu vereinbarenden Risikobausteine. 

Die Bausteine 2.7 und 2.8 gelten als ver-
einbart.

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die
bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern,
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten
(WHG-Anlagen). Ausgenommen sind solche
WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2
zum UHG aufgeführt sind, Abwasseranla-
gen, Einwirkungen auf Gewässer sowie
Schäden durch Abwässer. 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers
gemäß Anhang 1 zum UHG (UHG-Anla-
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gen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen,
Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden
durch Abwässer. 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, 
die nach dem Umweltschutz dienenden
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder
Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich
nicht um WHG- oder UHG-Anlagen han-
delt (sonstige deklarierungspflichtige Anla-
gen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen,
Einwirkungen auf Gewässer und Schäden
durch Abwässer. 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungs-
nehmers oder Einbringen oder Einleiten
von Stoffen in ein Gewässer oder Einwir-
ken auf ein Gewässer derart, dass die phy-
sikalische, chemische oder biologische
Beschaffenheit des Wassers verändert wird,
durch den Versicherungsnehmer (Abwas-
seranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers
gemäß Anhang 2 zum UHG (UHG-Anla-
gen).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Mon-
tage, Demontage, Instandhaltung und
Wartung von Anlagen gemäß Ziff. 2.1 bis
2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige
Anlagen bestimmt sind, wenn der Versiche-
rungsnehmer nicht selbst Inhaber der
Anlagen ist. 

2.7 Herstellung oder Lieferung von Er -
zeugnissen, die nicht von Ziff. 2.6 umfasst
sind, nach Inverkehrbringen. 

2.8 Sonstige Anlagen, Betriebseinrichtun-
gen, Tätigkeiten auf eigenen oder fremden
Grundstücken, sofern sie nicht unter die
Ziff. 2.1 bis 2.7 fallen, unabhängig davon,
ob diese Risikobausteine vereinbart wurden
oder nicht. 

3. Mitversicherte Anlagen

3.1 Abweichend von Ziff. 2 ist bei allen
Betrieben auch ohne ausdrückliche Verein-
barung mitversichert die gesetzliche Pflicht
aus der Lagerung sonstiger umweltgefähr-
licher Stoffe auf dem Betriebsgrundstück,
sofern die Gesamtlagermenge 1.000 Liter
nicht übersteigt, das Fassungsvermögen
des einzelnen Behältnisses nicht mehr als
250 Liter beträgt und diese Stoffe über-
wiegend für den versicherten Betrieb be -
stimmt sind.

3.2 Wird eine der Mengenschwellen der
Ziff. 3.1 überschritten, erlischt die Mitver-
sicherung des innerhalb der betreffenden
Ziff. versicherten Risikos vollständig. Der
Versicherungsschutz bedarf insoweit be -
sonderer Vereinbarung.

4. Betriebsstörung 

4.1 Versicherungsschutz besteht aus-
schließlich für Umweltschäden, die unmit -
telbare Folge einer plötzlichen und unfall-
artigen, während der Wirksamkeit des
Versicherungsvertrages eingetretenen Stö-
rung des bestimmungsgemäßen Betriebes
des Versicherungsnehmers oder des Dritten
sind (Betriebsstörung).

4.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebs -
störung besteht im Rahmen der Ziff. 2.7 Ver-
sicherungsschutz für Umweltschäden durch
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. 

Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziff. 2.8
für Umweltschäden durch Lagerung, Ver-
wendung oder anderen Umgang von oder
mit Er zeugnissen Dritter i. S. v. Ziff. 2.7.
Versicherungsschutz besteht in den Fällen
der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann,
wenn der Umweltschaden auf einen
 Konstruktions-, Produktions- oder Instruk-
tionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzu-
führen ist. Jedoch besteht kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt
des Inverkehrbringens der Erzeugnisse
nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik nicht hätte erkannt werden kön-
nen (Entwicklungsrisiko). 

5. Leistungen der Versicherung

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die
Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung, die
Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme
und die Freistellung des Versicherungsneh-
mers von berechtigten Sanierungs- und
Kostentragungsverpflichtungen gegenüber
der Behörde oder einem sonstigen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kosten-
tragungsverpflichtungen dann, wenn der
Versicherungsnehmer auf Grund Gesetzes,
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses
oder Vergleiches zur Sanierung und
Kostentragung verpflichtet ist und der Ver-
sicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse oder Vergleiche, die vom Versi-
cherungsnehmer ohne Zustimmung des
Versicherers abgegeben oder geschlossen
worden sind, binden den Versicherer nur,
soweit der Anspruch auch ohne Aner-
kenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Sanierungs- und Kostentragungs-
verpflichtung des Versicherungsnehmers
mit bindender Wirkung für den Versicherer
festgestellt, hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer binnen zwei Wochen vom
Anspruch des Dritten freizustellen. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle
ihm zur Abwicklung des Schadens oder der
Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme
durch die Behörde oder einen sonstigen
Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklä-
rungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu
einem Verwaltungsverfahren oder Rechts-
streit über Sanierungs- oder Kostentra-
gungsverpflichtungen gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur
Verfahrens- und Prozessführung bevoll-
mächtigt. Er führt das Verwaltungsverfah-
ren oder den Rechtsstreit im Namen des
Versicherungsnehmers. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen
eines Umweltschadens/Umweltdeliktes,
der/das eine unter den Versicherungsschutz
fallende Sanierungs- und Kostentragungs-
verpflichtung zur Folge haben kann, die
Bestellung eines Verteidigers für den Ver -
sicherungsnehmer von dem Versicherer
gewünscht oder genehmigt, so trägt der
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen
oder die mit ihm besonders vereinbarten
höheren Kosten des Verteidigers. 

6. Versicherte Kosten 

Versichert sind im Rahmen des in Ziff. 5.1
geregelten Leistungsumfangs nachfolgende

Kosten einschließlich notwendiger Gutach-
ter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-,
Verwaltungsverfahrens- und Gerichts -
kosten

6.1 für die Sanierung von Schäden an
geschützten Arten, natürlichen Lebensräu-
men oder Gewässern 

6.1.1 die Kosten für die „primäre Sanie-
rung“, d.h. für Sanierungsmaßnahmen, die
die geschädigten natürlichen Ressourcen
und/oder beeinträchtigten Funktionen
ganz oder annähernd in den Ausgangszu-
stand zurückversetzen; 

6.1.2 die Kosten für die „ergänzende
Sanierung“, d.h. für Sanierungsmaßnah-
men in Bezug auf die natürlichen
Ressourcen und/oder Funktionen, mit
denen der Umstand ausgeglichen werden
soll, dass die primäre Sanierung nicht zu
einer vollständigen Wiederherstellung der
geschädigten natürlichen Ressourcen
und/oder Funktionen führt; 

6.1.3 die Kosten für die „Ausgleichssanie-
rung“, d.h. für die Tätigkeiten zum Aus-
gleich zwischenzeitlicher Verluste natür-
licher Ressourcen und/oder Funktionen, die
vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens
bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die
primäre Sanierung ihre Wirkung vollstän-
dig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche Verlus -
te“ sind Verluste, die darauf zurückzufüh-
ren sind, dass die geschädigten natürlichen
Ressourcen und/oder Funktionen ihre öko-
logischen Aufgaben oder ihre Funktionen
für andere natürliche Ressourcen nicht
erfüllen können, solange die Maßnahmen
der primären bzw. der ergänzenden Sanie-
rung ihre Wirkung nicht entfaltet haben. 

Die Kosten für die Ausgleichssanierung
werden im Rahmen der vereinbarten Versi-
cherungssumme und der Jahreshöchster-
satzleistungen bis zu einem Gesamtbetrag
von 10 Prozent der vereinbarten Versiche-
rungssumme ersetzt. 

6.2 für die Sanierung von Schädigungen
des Bodens: 

die Kosten für die erforderlichen Maßnah-
men, die zumindest sicherstellen, dass die
betreffenden Schadstoffe beseitigt, kon-
trolliert, eingedämmt oder vermindert wer-
den, so dass der geschädigte Boden unter
Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der
Schädigung gegebenen gegenwärtigen
oder zugelassenen zukünftigen Nutzung
kein erhebliches Risiko einer Beeinträchti-
gung der menschlichen Gesundheit mehr
darstellt. 

6.3 Die unter Ziff. 6.1 und Ziff. 6.2
genannten Kosten für Umweltschäden, die
auf Grundstücken des Versicherungsneh-
mers gemäß Ziff. 11.1 oder am Grundwas-
ser gemäß Ziff. 11.2 eintreten, sind nur
nach besonderer Vereinbarung versichert. 

7. Erhöhungen und Erweite -

rungen 

7.1 Für Risiken der Ziff. 2.1 bis 2.5 besteht
kein Versicherungsschutz für Erhöhungen
und Erweiterungen. Der Versicherungs-
schutz umfasst aber mengenmäßige Verän-
derungen von Stoffen innerhalb der unter
Ziff. 2.1 bis 2.5 versicherten Risiken. 
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7.2 Für Risiken gemäß Ziff. 2.6 bis 2.8 um -
fasst der Versicherungsschutz Erhöhungen
oder Erweiterungen der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen angegebe-
nen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus
dem Halten oder Gebrauch von versiche-
rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen. 

7.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich
auch auf Erhöhungen des versicherten
Risikos durch Änderung bestehender oder
Erlass neuer Rechtsvorschriften, soweit es
sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der
Grundlage der EU-Umwelthaftungsricht -
linie (2004/35/EG) handelt und diese nicht
Vorschriften zur Versicherungs- oder
 Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand
haben. Der Versicherer kann den Vertrag
jedoch unter den Voraussetzungen von
Ziff. 26 kündigen. 

8. Neue Risiken 

8.1 Für Risiken gemäß Ziff. 2.1 bis 2.5, die
nach Abschluss des Versicherungsvertrages
neu entstehen, bedarf der Versicherungs-
schutz besonderer Vereinbarung. 

8.2 Für Risiken gemäß Ziff. 2.6 bis 2.8, die
nach Abschluss des Vertrages neu entste-
hen, besteht Versicherungsschutz im Rah-
men des Vertrages sofort bis zur Höhe
gemäß Ziff. 8.2.3.

8.2.1 Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, nach Aufforderung des Versiche-
rers jedes neue Risiko innerhalb eines Mo -
nats anzuzeigen. Die Aufforderung kann
auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das
neue Risiko angezeigt wurde, so hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das
neue Risiko erst nach Abschluss der Versi-
cherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch
nicht verstrichen war. 

8.2.2 Der Versicherer ist berechtigt, für das
neue Risiko einen angemessenen Beitrag
zu verlangen. Kommt eine Einigung über
die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist
von einem Monat nach Eingang der Anzei-
ge nicht zustande, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwir-
kend ab dessen Entstehung. 

8.2.3 Der Versicherungsschutz für neue
Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur
Einigung i. S. von Ziff. 8.2.2 auf den Betrag
von 1.000.000 Euro begrenzt, sofern nicht
im Versicherungsschein geringere Versiche-
rungssummen festgesetzt sind. 

8.2.4 Die Regelung der Versicherung neuer
Risiken gemäß Ziff. 8.2.1 bis 8.2.3 gilt nicht
für Risiken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder
Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der
Zulassungs-, Führerschein- oder Versi-
cherungspflicht unterliegen; 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder
Führen von Bahnen; 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen; 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden
und deshalb im Rahmen von kurzfristi-
gen Versicherungsverträgen zu versi-
chern sind. 

9. Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste
Feststellung des Umweltschadens durch
den Versicherungsnehmer, die zuständige
Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der
Versicherungsfall muss während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sein.
Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu
diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder
Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur
Vornahme von Sanierungsmaßnahmen
erkennbar war. 

10. Aufwendungen vor Eintritt

des Versicherungsfalles

10.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne
dass ein Versicherungsfall eingetreten ist

(1) für die Versicherung nach den Risiko-
bausteinen 2.1 bis 2.5 und Ziff. 3 nach
einer Betriebsstörung,

(2) für die Versicherung nach Risikobau-
stein 2.6 nach einer Betriebsstörung bei
Dritten,

(3) für die Versicherung nach Risikobau-
stein 2.7 nach einer Betriebsstörung bei
Dritten – in den Fällen der Ziff. 4.2
auch ohne Vorliegen einer Betriebsstö-
rung nach behördlicher Anordnung,

(4) für die Versicherung nach Risikobau-
stein 2.8 nach einer Betriebsstörung
beim Versicherungsnehmer oder Dritten
– in den Fällen der Ziff. 4.2 auch ohne
Vorliegen einer Betriebsstörung nach
behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers
– oder soweit versichert des Dritten gemäß
(2) bis (4) – für Maßnahmen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Umweltschadens. 
Die Feststellung der Betriebsstörung oder
die behördliche Anordnung müssen in die
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 

10.2 Aufwendungen auf Grund von Be -
triebsstörungen oder behördlichen Anord-
nungen i. S. d. Ziff. 10.1 werden unter den
dort genannten Voraussetzungen unbe-
schadet der Tatsache übernommen, dass
die Maßnahmen durch den Versicherungs-
nehmer oder im Wege der Ersatzvornahme
durch die Behörde ausgeführt werden. 

10.3 Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, 

10.3.1 dem Versicherer die Feststellung
einer derartigen Störung des Betriebes
oder eine behördliche Anordnung unver-
züglich anzuzeigen und alles zu tun, was
erforderlich ist, die Aufwendungen auf den
Umfang zu begrenzen, der notwendig und
objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt
zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und auf Verlangen des Versiche-
rers fristgemäß Widerspruch gegen
behördliche Anordnungen einzulegen 

oder

10.3.2 sich mit dem Versicherer über die
Maßnahmen abzustimmen. 

10.4 Verletzt der Versicherungsnehmer
eine der in Ziff. 10.3 genannten Obliegen-
heiten vorsätzlich, so werden ihm im Rah-
men des für Aufwendungen gem. Ziff. 10
vereinbarten Gesamtbetrages nur die not-
wendigen und objektiv geeigneten Auf-
wendungen ersetzt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der
in Ziff. 10.3 genannten Obliegenheiten
grob fahrlässig, so ist der Versicherer
berechtigt, etwaige über die notwendigen
und objektiv geeigneten Aufwendungen
hinausgehende Aufwendungen in einem
der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen; die Beweislast für das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt
der Versicherungsnehmer. 

Abweichend von Abs. 1 und Abs. 2 bleibt
der Versicherer zum Ersatz etwaiger über
die notwendigen und objektiv geeigneten
Aufwendungen hinausgehender Aufwen-
dungen verpflichtet, soweit die Verletzung
der Obliegenheit nicht für den Umfang der
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich
ist. 

10.5 Aufwendungen werden im Rahmen
der vereinbarten Versicherungssumme und
der Jahreshöchstersatzleistung bis zu
einem Gesamtbetrag von 10 Prozent der
vereinbarten Versicherungssumme je Stö-
rung des Betriebes oder behördlicher
Anordnung ersetzt. 

Der Versicherungsnehmer hat von den
Aufwendungen 10 Prozent, mindestens 
50 Euro, höchs tens 500 Euro selbst zu
 tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maß-
nahme zu einem Schaden, so werden die
vom Versicherer ersetzten Aufwendungen
auf die für den Versicherungsfall maßge-
benden Versicherungssumme angerechnet,
es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwen-
dungen im Rahmen der Jahreshöchster-
satzleistung eines früheren Versicherungs-
jahres die Ersatzleistung für Versiche-
rungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

10.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall
Aufwendungen – auch soweit sie sich mit
Aufwendungen i. S. v. Ziff. 10.1 decken –
zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung,
Sicherung oder Sanierung von Betriebsein-
richtungen, Grundstücken oder Sachen
(auch gemietete, gepachtete, geleaste und
dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für
solche, die früher im Eigentum oder Besitz
des Versicherungsnehmers standen, auch
für solche, die der Versicherungsnehmer
hergestellt oder geliefert hat. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendun-
gen zur Abwehr oder Minderung eines
sonst unvermeidbar eintretenden versicher-
ten Umweltschadens, falls nicht betroffene
Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder
Sachen des Versicherungsnehmers beein-
trächtigt werden müssen. Eintretende
Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

11. Nicht versicherte Tatbestände 

Falls im Versicherungsschein oder seinen
Nachträgen nicht ausdrücklich etwas
anderes bestimmt ist, gilt: 
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Nicht versichert sind Pflichten oder
Ansprüche wegen Schäden, unabhängig
davon, ob diese bereits erhebliche nach -
teilige Auswirkungen auf den Erhaltungs-
zustand von Arten und natürlichen
Lebensräumen oder Gewässer haben oder
eine Gefahr für die menschliche Gesund-
heit darstellen, 

11.1 die auf Grundstücken (an Böden oder
an Gewässern) des Versicherungsnehmers
eintreten, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von
ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen
sind oder durch verbotene Eigenmacht
erlangt wurden. Dies gilt auch, soweit es
sich um dort befindliche geschützte Arten
oder natürliche Lebensräume handelt. 

11.2 am Grundwasser. 

11.3 infolge der Veränderung der Lager-
stätte des Grundwassers oder seines Fließ-
verhaltens.

11.4 die vor Beginn des Versicherungsver-
trages eingetreten sind.

11.5 die sich daraus ergeben, dass der Ver-
sicherungsnehmer nach Beginn des Versi-
cherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt
oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeit-
punkt bereits kontaminiert waren. 

11.6 die im Ausland eintreten. 

11.7 die dadurch entstehen oder entstan-
den sind, dass beim Umgang mit Stoffen
diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen,
ablaufen, verdampfen, verdunsten oder
durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in
ein Gewässer oder in die Luft gelangen.
Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf
einer Betriebsstörung beruhen.

11.8 die durch betriebsbedingt unvermeid-
bare, notwendige oder in Kauf genommene
Einwirkungen auf die Umwelt entstehen. 

11.9 durch die Herstellung, Lieferung, Ver-
wendung oder Freisetzung von Klär-
schlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung,
Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlings-
bekämpfungsmitteln, es sei denn, dass
diese Stoffe durch plötzliche und unfall -
artige Ereignisse bestimmungswidrig und
unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen,
diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich
abgeschwemmt werden oder in andere
Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz
des Versicherungsnehmers stehen. 

11.10 die auf Asbest, asbesthaltige Sub-
stanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen
sind. 

11.11 die zurückzuführen sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen
(GVO), 

(3) Erzeugnisse, die 

– Bestandteile aus GVO enthalten 

– aus oder mit Hilfe von GVO herge -
stellt wurden.

11.12 infolge Zwischen-, Endablagerung
oder anderweitiger Entsorgung von Abfäl-
len ohne die dafür erforderliche behörd -
liche Genehmigung, unter fehlerhafter
oder unzureichender Deklaration oder an
einem Ort, der nicht im erforderlichen
Umfang dafür behördlich genehmigt ist. 

11.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb
von Anlagen oder Einrichtungen zur End-
ablagerung von Abfällen. 

11.14 die der Versicherungsnehmer, ein
Mitversicherter oder eine von ihnen be -
stellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder
Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 

Nicht versichert sind Ansprüche wegen
Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein
Mitversicherter oder eine von ihnen be -
stellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verur -
sachen oder für die sie als Halter oder
Besitzer eines Wasserfahrzeuges in An -
spruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2
genannten Personen an einem Kraftfahr-
zeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasser-
fahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser
Bestimmung, wenn keine dieser Personen
Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb
gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertra-
ges eine abweichende Regelung getroffen
wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht. 

11.15 die der Versicherungsnehmer, ein
Mitversicherter oder eine von ihnen be -
stellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges
verursachen oder für die sie als Halter oder
Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges
in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für
einen Versicherten (Versicherungsnehmer
oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten. 

Nicht versichert sind Pflichten oder An -
sprüche wegen Schäden durch Luft- oder
Raumfahrzeuge aus

– der Planung oder Konstruktion, Herstel-
lung oder Lieferung von Luft- oder Raum -
fahrzeugen oder Teilen für Luft- oder
Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersicht-
lich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft-
oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung,
Inspektion, Überholung, Reparatur, Be -
förderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen.

11.16 soweit sich diese Pflichten oder
Ansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder jeden Mitversicherten)
richten, die den Schaden dadurch verur -
sachen, dass sie bewusst von Gesetzen,
Verordnungen oder an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Um -
weltschutz dienen, abweichen.

11.17 soweit sich diese Pflichten oder
Ansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder jeden Mitversicherten)
richten, die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie es bewusst unterlassen, die
vom Hersteller gegebenen oder nach dem
Stand der Technik einzuhaltenden Richt -

linien oder Gebrauchsanweisungen für
Anwendung, regelmäßige Kontrollen,
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen
oder notwendige Reparaturen bewusst
nicht ausführen. 

11.18 durch Bergbaubetrieb i. S. d. BBergG.

11.19 die nachweislich auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen,
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik,
illegalem Streik oder unmittelbar auf Ver-
fügungen oder Maßnahmen von hoher
Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schä-
den durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

11.20 soweit sich diese Pflichten oder
Ansprüche gegen die Personen richten, die
den Schaden vorsätzlich herbeigeführt
haben. 

11.21 soweit sich diese Pflichten oder
Ansprüche gegen die Personen richten, die
den Schaden dadurch verursacht haben,
dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaf-
tigkeit oder Schädlichkeit

– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

– Arbeiten oder sonstige Leistungen
erbracht haben.

11.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche
auf Grund vertraglicher Vereinbarung oder
Zusage über die gesetzliche Verpflichtung
des Versicherungsnehmers hinaus gehen. 

11.23 die durch Krankheit der dem Ver -
sicherungsnehmer gehörenden, von ihm
gehaltenen oder veräußerten Tiere ent-
standen sind. Es besteht Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer
beweist, dass er weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig gehandelt hat. 

11.24 durch den Betrieb von Kernenergie-
anlagen.

12. Versicherungssummen/

Maximierung/Serienschaden -

klausel/Selbstbehalt 

12.1 Die im Versicherungsschein verein-
barte Versicherungssumme bildet auch die
Höchstersatzleistung des Versicherers für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres. 

12.2 Für den Umfang der Leistung des
Versicherers bildet die angegebene Versi-
cherungssumme die Höchstgrenze bei
jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch
dann, wenn sich der Versicherungsschutz
auf mehrere entschädigungs- oder ersatz-
pflichtige Personen erstreckt. Sämtliche
Kosten gemäß Ziff. 6 werden auf die Versi-
cherungssumme angerechnet.

Mehrere während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eintretende Versicherungsfälle
durch

– dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,

– mehrere unmittelbar auf derselben Ur -
sache beruhende Einwirkungen auf die
Umwelt,

– mehrere unmittelbar auf den gleichen
Ursachen beruhende Einwirkungen auf
die Umwelt, wenn zwischen den gleichen
Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher Zusammenhang
besteht, oder
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– die Lieferung von Erzeugnissen mit glei-
chen Mängeln

gelten unabhängig von ihrem tatsäch-
lichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der
im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle als eingetreten gilt. 

12.3 Der Versicherungsnehmer hat bei
jedem Versicherungsfall von den gemäß
Ziff. 6 versicherten Kosten 10 Prozent,
mindestens 50 Euro, höchs tens 500 Euro
selbst zu tragen. Der Versicherer ist auch in
diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen
Verpflichtung und zur Abwehr unberech-
tigter Inanspruchnahme verpflichtet.

12.4 Falls die von dem Versicherer ver-
langte Erledigung eines Anspruchs durch
Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich
am Verhalten des Versicherungsnehmers
scheitert, hat der Versicherer für den von
der Weigerung an entstehenden Mehrauf-
wand an Kosten gemäß Ziff. 6 und Zinsen
nicht aufzukommen.

13. Nachhaftung 

13.1 Endet das Versicherungsverhältnis
wegen des vollständigen oder dauernden
Wegfalls des versicherten Risikos oder
durch Kündigung des Versicherers oder des
Versicherungsnehmers, so besteht der Ver-
sicherungsschutz für solche Umweltschä-
den weiter, die während der Wirksamkeit
der Versicherung eingetreten sind, aber
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses noch nicht festge-
stellt waren, mit folgender Maßgabe: 

– Der Versicherungsschutz gilt für die
Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der
Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses an gerechnet.

– Der Versicherungsschutz besteht für die
gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen
des bei Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses geltenden Versicherungs-
umfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme
des Versicherungsjahres, in dem das Ver-
sicherungsverhältnis endet. 

13.2 Die Regelung der Ziff.13.1 gilt für
den Fall entsprechend, dass während der
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein
versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit
der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des
Wegfalls des versicherten Risikos abzu -
stellen ist.

14. Versicherungsfälle im 

Ausland 

14.1 Versichert sind abweichend von Ziff.
11.6 im Umfang dieses Versicherungsver-
trages im Geltungsbereich der EU-Umwelt-
haftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintreten-
de Versicherungsfälle, 

– die auf den Betrieb einer im Inland be -
legenen Anlage oder eine Tätigkeit im
Inland i. S. d. Ziff. 2.1 bis 2.8 und Ziff. 3
zurückzuführen sind. Dies gilt für Tätig-
keiten i. S. d. Ziff. 2.6 und Ziff. 2.7 nur,
wenn die Anlagen oder Teile oder Er -
zeugnisse nicht ersichtlich für das Aus-
land bestimmt waren; 

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus
der Teilnahme an Ausstellungen und

Messen, wenn Versicherungsschutz gem.
Ziff. 2.8 vereinbart wurde. 

Versicherungsschutz besteht insoweit ab -
weichend von Ziff. 1.1 auch für Pflichten
oder Ansprüche gemäß nationalen Umset-
zungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten,
sofern diese Pflichten oder Ansprüche den
Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht über-
schreiten. 

14.2 Nur auf Grund ausdrücklicher Verein-
barung sind versichert im Umfang dieses
Versicherungsvertrages im Geltungsbereich
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/
35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

14.2.1 die auf die Planung, Herstellung
oder Lieferung von Anlagen oder Teilen i. S.
v. Ziff. 2.6 oder Erzeugnisse i. S. v. Ziff. 2.7
zurückzuführen sind, wenn die Anlagen
oder Teile oder Erzeugnisse ersichtlich für
das Ausland bestimmt waren; 

14.2.2 die auf die Montage, Demontage,
Instandhaltung oder Wartung von Anlagen
oder Teilen i. S. v. Ziff. 2.6 zurückzuführen
sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland
erfolgen; 

14.2.3 die auf die sonstige Montage,
Demontage, Instandhaltung, Wartung oder
sonstige Tätigkeiten gemäß Ziff. 2.8 zu -
rück zuführen sind, wenn diese Tätigkeiten
im Ausland erfolgen. 

14.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die
Versicherung für im Ausland belegene
Anlagen oder Betriebsstätten, z.B. Produk-
tions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger
und dgl. 

14.4 Die Leistungen des Versicherers erfol-
gen in Euro. Soweit der Zahlungsort außer-
halb der Staaten, die der Europäischen
Währungsunion angehören, liegt, gelten
die Verpflichtungen des Versicherers mit
dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-
Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist. 

Beginn des Versicherungs -

schutzes/Beitragszahlung

15. Beginn des Versicherungs-

schutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem
im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt, wenn der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig
i. S. v. Ziff. 16.1 zahlt. Der in Rechnung
gestellte Beitrag enthält die Versicherung -
steuer, die der Versicherungsnehmer in der
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu
entrichten hat.

16. Zahlung und Folgen ver -

späteter Zahlung/Erster oder

 einmaliger Beitrag

16.1 Der erste oder einmalige Beitrag 
wird unverzüglich nach Ablauf von zwei
Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten
vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die
erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

16.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz
erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Ver-
sicherer nur dann nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn er den Versicherungs -
nehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags
aufmerksam gemacht hat. 

16.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, kann der Versicherer vom Vertrag
zurücktreten, solange der Beitrag nicht
gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht
zurücktreten, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass er die Nichtzahlung
nicht zu vertreten hat.

17. Zahlung und Folgen ver -

späteter Zahlung/Folgebeitrag 

17.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht
etwas anderes bestimmt ist, am Monats-
ersten des vereinbarten Beitragszeitraums
fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie
zu dem im Versicherungsschein oder in der
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt
erfolgt. 

17.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzei-
tig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass
er die verspätete Zahlung nicht zu vertre-
ten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des
ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig
gezahlt, kann der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer auf dessen Kosten in
Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die
mindestens zwei Wochen betragen muss.
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie
die rückständigen Beträge des Beitrags,
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den
Ziff. 17.3 und 17.4 mit dem Fristablauf
verbunden sind. 

17.3 Ist der Versicherungsnehmer nach
Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeit-
punkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Ziff. 17.2 Abs. 3 darauf hinge -
wiesen wurde. 

17.4 Ist der Versicherungsnehmer nach
Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist
kündigen, wenn er den Versicherungsneh-
mer mit der Zahlungsaufforderung nach
Ziff. 17.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt
der Versicherungsnehmer danach innerhalb
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eines Monats den angemahnten Betrag,
besteht der Vertrag fort. Für Versicherungs-
fälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind,
besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

18. Rechtzeitigkeit der Zahlung

bei Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem
Konto vereinbart, gilt die Zahlung als
rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der
Versicherungsnehmer einer berechtigten
Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschul-
den des Versicherungsnehmers vom Versi-
cherer nicht eingezogen werden, ist die
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn
sie unverzüglich nach einer in Textform
abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen
werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder
hat der Versicherungsnehmer aus anderen
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag
nicht eingezogen werden kann, ist der Ver-
sicherer berechtigt, künftig Zahlung außer-
halb des Lastschriftverfahrens zu verlan-
gen. Der Versicherungsnehmer ist zur
Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet,
wenn er vom Versicherer hierzu in Text-
form aufgefordert worden ist.

19. Teilzahlung und Folgen bei

verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten
vereinbart, sind die noch ausstehenden
Raten sofort fällig, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung einer Rate
im Verzug ist. 

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft
jährliche Beitragszahlung verlangen.

20. Beitragsregulierung 

20.1 Der Versicherungsnehmer hat nach
Aufforderung mitzuteilen, ob und welche
Änderungen des versicherten Risikos ge -
genüber den früheren Angaben eingetre-
ten sind. Diese Aufforderung kann auch
durch einen Hinweis auf der Beitragsrech-
nung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb
eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Ver-
sicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen
Angaben zum Nachteil des Versicherers
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine
Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des fest-
gestellten Beitragsunterschiedes verlangen.
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass ihn an der Unrichtig-
keit der Angaben kein Verschulden trifft. 

20.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung
des Versicherungsnehmers oder sonstiger
Feststellungen wird der Beitrag ab dem
Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Bei-
tragsregulierung), beim Wegfall versicher-
ter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt
des Eingangs der Mitteilung beim Versiche-
rer. Der vertraglich vereinbarte Mindest -
beitrag darf dadurch nicht unterschritten
werden. 

20.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer
die rechtzeitige Mitteilung, kann der Ver -
sicherer für den Zeitraum, für den die
Angaben zu machen waren, eine Nachzah-
lung in Höhe des für diesen Zeitraum
bereits in Rechnung gestellten Beitrages
verlangen. Werden die Angaben nachträg-
lich gemacht, findet eine Beitragsregulie-
rung statt. Ein vom Versicherungsnehmer
zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurücker-
stattet, wenn die Angaben innerhalb von
zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung
des erhöhten Beitrages erfolgten. 

20.4 Die vorstehenden Bestimmungen fin-
den auch Anwendung auf Versicherungen
mit Beitragsvorauszahlung für mehrere
Jahre. 

20.5 Beitragsangleichung

20.5.1 Die Versicherungsbeiträge unterlie-
gen der Beitragsangleichung. Soweit die
Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine
Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge
unterliegen unabhängig von der Art der Bei-
tragsberechnung der Beitragsangleichung. 

20.5.2 Ein unabhängiger Treuhänder er -
mittelt jährlich mit Wirkung für die ab
dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen
Prozentsatz sich im vergangenen Kalender-
jahr der Durchschnitt der Schadenzahlun-
gen aller zum Betrieb der Allgemeinen
Haftpflichtversicherung zugelassenen Ver-
sicherer gegenüber dem vorvergangenen
Jahr erhöht oder vermindert hat. Den
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die
nächst niedrigere, durch fünf teilbare
ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gel-
ten dabei auch die speziell durch den ein-
zelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben
für die Ermittlung von Grund und Höhe
der Versicherungsleistungen. Durchschnitt
der Schadenzahlungen eines Kalenderjah-
res ist die Summe der in diesem Jahr ge -
leisteten Schadenzahlungen geteilt durch
die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu
angemeldeten Schadenfälle.

20.5.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Ver-
sicherer berechtigt, im Falle einer Vermin-
derung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag
um den sich aus Ziff. 20.5.2 ergebenden
Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung).

Der veränderte Folgejahresbeitrag wird
dem Versicherungsnehmer mit der nächs -
ten Beitragsrechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen des Versicherers in jedem der
letzten fünf Kalenderjahre um einen gerin-
geren Prozentsatz als denjenigen erhöht,
den der Treuhänder jeweils für diese Jahre
nach Ziff. 20.5.2 ermittelt hat, so darf der
Versicherer den Folgejahresbeitrag nur um
den Prozentsatz erhöhen, um den sich der
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen
nach seinen unternehmenseigenen Zahlen
im letzten Kalenderjahr erhöht hat. Diese
Erhöhung darf diejenige nicht überschrei-
ten, die sich nach dem vorstehenden
Absatz ergeben würde.

20.5.4 Liegt die Veränderung nach Ziff.
20.5.2 oder Ziff. 20.5.3 unter 5 Prozent,
entfällt eine Beitragsangleichung. Diese
Veränderung ist jedoch in den folgenden
Jahren zu berücksichtigen.

20.5.5 Unabhängig von den vorhergehen-
den Regelungen der Ziff. 20.5 kann eine
Erhöhung der Beiträge auch für bestehen-
de Versicherungsverhältnisse zur nächsten
Jahresbeitragsfälligkeit erfolgen, wenn die
Mitgliederversammlung die Erhöhung
beschlossen hat. Sie soll nur dann erfolgen,
wenn sich die Beitragssätze für alle oder
einzelne Risiken durch eine allgemeine
Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse
als dauernd unzureichend erweisen. Dies
gilt nicht für Beiträge, die auf dem Anord-
nungswege festgesetzt werden.

21. Beitrag bei vorzeitiger

 Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages
hat der Versicherer, soweit durch Gesetz
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur An -
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat.

22. Dauer und Ende des 

Vertrages/der Kündigung

22.1 Der Vertrag ist für die im Versiche-
rungsschein angegebene Zeit abgeschlos-
sen.

22.2 Bei einer Vertragsdauer von mindes -
tens einem Jahr verlängert sich der Vertrag
um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Ver-
tragspartner spätestens drei Monate vor
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist. 

22.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger
als einem Jahr endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt. 

22.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als
drei Jahren kann der Vertrag schon zum
Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf
folgenden Jahres gekündigt werden. Die Kün-
digung muss dem Vertragspartner spätestens
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen
Versicherungsjahres zugegangen sein. 

22.5 Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag auf Grund der Bei-
tragsangleichung gemäß Ziff. 20.5.3, ohne
dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag innerhalb
eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers mit sofortiger Wirkung,
frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündi-
gen, in dem die Beitragserhöhung wirksam
werden sollte. Der Versicherer hat den Ver-
sicherungsnehmer in der Mitteilung auf
das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mit-
teilung muss dem Versicherungsnehmer
spätestens einen Monat vor dem Wirksam-
werden der Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer
begründet kein Kündigungsrecht.

23. Wegfall des versicherten

Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und
dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versi-
cherung bezüglich dieser Risiken. Dem Ver-
sicherer steht der Beitrag zu, den er hätte
erheben können, wenn die Versicherung
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dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt
beantragt worden wäre, zu dem er vom
Wegfall Kenntnis erlangt. 

24. Kündigung nach Versiche-

rungsfall 

24.1 Das Versicherungsverhältnis kann
gekündigt werden, wenn 

– vom Versicherer eine Zahlung von Sanie-
rungskosten geleistet wurde oder 

– dem Versicherungsnehmer eine Klage
über einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Anspruch auf Erstattung
der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/
Pflichten gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner
in Schriftform spätestens einen Monat
nach der Zahlung von Sanierungskosten
oder der Zustellung der Klage zugegangen
sein.

24.2 Kündigt der Versicherungsnehmer,
wird seine Kündigung sofort nach ihrem
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Ver-
sicherungsnehmer kann jedoch bestimmen,
dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der
laufenden Versicherungsperiode, wirksam
wird. Eine Kündigung des Versicherers wird
einen Monat nach ihrem Zugang beim Ver-
sicherungsnehmer wirksam. 

25. Kündigung nach Veräuße-

rung versicherter Unternehmen 

25.1 Wird ein Unternehmen, für das eine
Umweltschadensversicherung besteht, an
einen Dritten veräußert, tritt dieser an
Stelle des Versicherungsnehmers in die
während der Dauer seines Eigentums sich
aus dem Versicherungsverhältnis ergeben-
den Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen auf-
grund eines Nießbrauchs, eines Pachtver-
trages oder eines ähnlichen Verhältnisses
von einem Dritten übernommen wird. 

25.2 Das Versicherungsverhältnis kann in
diesem Falle 

– durch den Versicherer dem Dritten ge -
genüber mit einer Frist von einem Monat, 

– durch den Dritten dem Versicherer ge -
genüber mit sofortiger Wirkung oder
zum Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode 

in Schriftform gekündigt werden. 

25.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

– der Versicherer es nicht innerhalb eines
Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in
welchem er vom Übergang auf den Drit-
ten Kenntnis erlangt; 

– der Dritte es nicht innerhalb eines Mo -
nats nach dem Übergang ausübt, wobei
das Kündigungsrecht bis zum Ablauf
eines Monats von dem Zeitpunkt an
bestehen bleibt, in dem der Dritte von
der Versicherung Kenntnis erlangt. 

25.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten
während einer laufenden Versicherungs -
periode und wird das Versicherungsverhält-
nis nicht gekündigt, haften der bisherige
Versicherungsnehmer und der Dritte für

den Versicherungsbeitrag dieser Periode als
Gesamtschuldner. 

25.5 Der Übergang eines Unternehmens ist
dem Versicherer durch den bisherigen Ver-
sicherungsnehmer oder den Dritten unver-
züglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der An -
zeigepflicht besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsfall später
als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, in dem die Anzeige dem Versicherer
hätte zugehen müssen, und der Versicherer
den mit dem Veräußerer bestehenden Ver-
trag mit dem Erwerber nicht geschlossen
hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf
und besteht für alle Versicherungsfälle, die
frühestens einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintreten, in dem der Versicherer
von der Veräußerung Kenntnis erlangt.
Dies gilt nur, wenn der Versicherer in die-
sem Monat von seinem Kündigungsrecht
keinen Gebrauch gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verlet-
zung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn
dem Versicherer die Veräußerung in dem
Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die
Anzeige hätte zugehen müssen. 

26. Kündigung nach Risikoerhö-

hung auf Grund Änderung oder

Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos
durch Änderung bestehender oder Erlass
neuer Rechtsvorschriften (s. Ziff. 7.3) ist
der Versicherer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat zu kündigen. Das
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt
an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt
hat.

27. Mehrfachversicherung 

27.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor,
wenn das Risiko in mehreren Versiche-
rungsverträgen versichert ist. 

27.2 Wenn die Mehrfachversicherung
zustande gekommen ist, ohne dass der
Versicherungsnehmer dies wusste, kann er
die Aufhebung des später geschlossenen
Vertrages verlangen. 

27.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt,
wenn der Versicherungsnehmer es nicht
innerhalb eines Monats geltend macht,
nachdem er von der Mehrfachversicherung
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem
Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versiche-

rungsnehmers 

28. Vorvertragliche Anzeige-

pflichten des Versicherungs -

nehmers 

28.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von
Angaben über gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Ab -
gabe seiner Vertragserklärung dem Versi-
cherer alle ihm bekannten Gefahrumstände
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in
Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu
schließen. Der Versicherungsnehmer ist
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als
nach seiner Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme der Versicherer in Text-
form Fragen i. S. d. Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die
geeignet sind, auf den Entschluss des Ver-
sicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag
überhaupt oder mit dem vereinbarten
Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des
Versicherungsnehmers geschlossen und
kennt dieser den gefahrerheblichen Um -
stand, muss sich der Versicherungsnehmer
so behandeln lassen, als habe er selbst
davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig
verschwiegen.

28.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben
zu den gefahrerheblichen Umständen
berechtigen den Versicherer, vom Versi-
cherungsvertrag zurückzutreten. Dies
gilt auch dann, wenn ein Umstand
nicht oder unrichtig angezeigt wurde,
weil sich der Versicherungsnehmer der
Kenntnis der Wahrheit arglistig entzo-
gen hat. 

Der Rücktritt kann nur innerhalb eines
Monats erfolgen. Die Frist beginnt mit
dem Zeitpunkt, in dem der Versicherer
von der Verletzung der Anzeigepflicht
Kenntnis erlangt. Der Rücktritt erfolgt
durch Erklärung gegenüber dem Versi-
cherungsnehmer. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht,
wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er oder sein Vertreter die
unrichtigen oder unvollständigen Anga-
ben weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers
wegen grob fahrlässiger Verletzung der
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass
der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Um -
stände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Ver-
sicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles zurück, darf er den Versi-
cherungsschutz nicht versagen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der
unvollständig oder unrichtig angezeigte
Umstand weder für den Eintritt des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung
oder den Umfang der Leistung ursächlich
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein
Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig
verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitra-
ges zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
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Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertrags-
zeit entspricht. 

28.3 Beitragsänderung oder Kündigungs-
recht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers aus-
geschlossen, weil die Verletzung einer
Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat in Schriftform
kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten
oder kündigen, weil er den Vertrag auch
bei Kenntnis der nicht angezeigten Um -
stände, aber zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte, werden die anderen
Bedingungen auf Verlangen des Versiche-
rers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat
der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die ande-
ren Bedingungen ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung
der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder
schließt der Versicherer die Gefahrabsiche-
rung für den nicht angezeigten Umstand
aus, kann der Versicherungsnehmer den
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu -
gang der Mitteilung des Versicherers frist-
los in Schriftform kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 28.2
und Ziff. 28.3 zustehenden Rechte inner-
halb eines Monats schriftlich geltend
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend
gemachte Recht begründet, Kenntnis er -
langt. Er hat die Umstände anzugeben, auf
die er seine Erklärung stützt; er darf nach-
träglich weitere Umstände zur Begründung
seiner Erklärung abgeben, wenn für diese
die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach
den Ziff. 28.2 und 28.3 nur zu, wenn er
den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform auf die Folgen
einer Anzeigepflichtverletzung hingewie-
sen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den
Ziff. 28.2 und 28.3 genannten Rechte nicht
berufen, wenn er den nicht angezeigten
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der
Anzeige kannte. 

28.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag
wegen arglistiger Täuschung anzufechten,
bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrages
zu, der der bis zum Wirksamwerden der
Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.

29. Obliegenheiten vor Eintritt

des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände hat
der Versicherungsnehmer auf Verlangen
des Versicherers innerhalb angemessener

Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit
die Beseitigung unter Abwägung der bei-
derseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein
Umstand, der zu einem Schaden geführt
hat, gilt ohne Weiteres als besonders
gefahrdrohend. 

30. Obliegenheiten bei unmittel-

barer Gefahr eines Umwelt -

schadens und nach Eintritt eines

solchen 

30.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versi-
cherer unverzüglich nach Kenntnis durch
den Versicherungsnehmer anzuzeigen,
auch wenn noch keine Sanierungs- oder
Kostentragungsansprüche erhoben wurden. 

30.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es
ferner, den Versicherer jeweils unverzüglich
und umfassend zu informieren über: 

– seine ihm gemäß § 4 Umweltschadens-
gesetz oblie gende Information an die
zuständige Behörde, 

– behördliches Tätigwerden wegen der Ver-
meidung oder Sanierung eines Umwelt-
schadens gegenüber dem Versicherungs-
nehmer, 

– die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz
der einem Dritten entstandenen Aufwen-
dungen zur Vermeidung, Begrenzung
oder Sanierung eines Umweltschadens, 

– den Erlass eines Mahnbescheids, 

– eine gerichtliche Streitverkündung, 

– die Einleitung eines staatsanwaltlichen,
behördlichen oder gerichtlichen Verfah-
rens. 

30.3 Der Versicherungsnehmer muss nach
Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens sorgen. Weisungen
des Versicherers sind zu befolgen, soweit es
für den Versicherungsnehmer zumutbar ist.
Er hat dem Versicherer ausführliche und
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu
erstatten und ihn bei der Schadenermitt-
lung und -regulierung zu unterstützen.
Alle Umstände, die nach Ansicht des Versi-
cherers für die Bearbeitung des Schadens
wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle
dafür angeforderten Schriftstücke über-
sandt werden. 

30.4 Maßnahmen und Pflichten im Zu -
sammenhang mit Umweltschäden sind
unverzüglich mit dem Versicherer abzu-
stimmen. 

30.5 Gegen einen Mahnbescheid oder
einen Verwaltungsakt im Zusammenhang
mit Umweltschäden muss der Versiche-
rungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe ein-
legen. Einer Weisung des Versicherers
bedarf es nicht. 

30.6 Im Widerspruchsverfahren oder in
 einem gerichtlichen Verfahren wegen eines
Umweltschadens hat der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer die Führung des
Verfahrens zu überlassen. Im Falle des
gerichtlichen Verfahrens beauftragt der
Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen
des Versicherungsnehmers. Der Versiche-
rungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Voll-
macht sowie alle erforderlichen Auskünfte
erteilen und die angeforderten Unterlagen
zur Verfügung stellen.

31. Rechtsfolgen bei Verletzung

von Obliegenheiten 

31.1 Verletzt der Versicherungsnehmer
eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die
er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu
erfüllen hat, kann der Versicherer den Ver-
trag innerhalb eines Monats ab Kenntnis
von der Obliegenheitsverletzung fristlos
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündi-
gungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruhte. 

31.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der
Versicherungsnehmer seinen Versiche-
rungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung einer Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis
zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung
einer nach Eintritt des Versicherungsfalles
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der
Versicherer den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass
er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch beste-
hen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung
des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versi-
cherer obliegenden Leistung ursächlich war.
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten
unabhängig davon, ob der Versicherer ein
ihm nach Ziff. 31.1 zustehendes Kündi-
gungsrecht ausübt. 

Weitere Bestimmungen 

32. Mitversicherte Personen 

32.1 Erstreckt sich die Versicherung auch
auf Ansprüche gegen andere Personen als
den Versicherungsnehmer selbst, sind alle
für ihn geltenden Bestimmungen auf die
Versicherten entsprechend anzuwenden.
Die Bestimmungen der Ziff. 8 gelten nicht,
wenn das neue Risiko nur in der Person
eines Versicherten entsteht. 

32.2 Die Ausübung der Rechte aus dem
Versicherungsvertrag steht ausschließlich
dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben
den Versicherten für die Erfüllung der
Obliegenheiten verantwortlich. 

33. Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner
endgültigen Feststellung ohne Zustimmung
des Versicherers weder abgetreten noch 
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verpfändet werden. Eine Abtretung an den
geschädigten Dritten ist zulässig. 

34. Anzeigen, Willenserklärun-

gen, Anschriftenänderung

34.1 Alle für den Versicherer bestimmten
Anzeigen und Erklärungen sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder an
die im Versicherungsschein oder in dessen
Nachträgen als zuständig bezeichnete
Geschäftsstelle gerichtet werden. 

34.2 Hat der Versicherungsnehmer eine
Änderung seiner Anschrift dem Versicherer
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willens -
erklärung, die dem Versicherungsnehmer
gegenüber abzugeben ist, die Absendung
eines eingeschriebenen Briefes an die letz-
te dem Versicherer bekannte Anschrift. Die
Erklärung gilt drei Tage nach der Absen-
dung des Briefes als zugegangen. Dies gilt
entsprechend für den Fall einer Namensän-
derung des Versicherungsnehmers. 

34.3 Hat der Versicherungsnehmer die
Versicherung für seinen Gewerbebetrieb
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung
der gewerblichen Niederlassung die Be -
stimmungen der Ziff. 34.2 entsprechende
Anwendung.

35. Verjährung 

35.1 Die Ansprüche aus dem Versiche-
rungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die
Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuches. 

35.2 Ist ein Anspruch aus dem Versiche-
rungsvertrag bei dem Versicherer angemel-
det worden, ist die Verjährung von der An -
meldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt,
zu dem die Entscheidung des Versicherers
dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

36. Zuständiges Gericht 

36.1 Für Klagen aus dem Versicherungs -
vertrag gegen den Versicherer bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach
dem Sitz des Versicherers oder seiner für
den Versicherungsvertrag zuständigen
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer
eine natürliche Person, ist auch das Gericht
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Ver-
sicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz oder, in Ermange-
lung eines solchen, seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat. 

36.2 Ist der Versicherungsnehmer eine
natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem
Gericht erhoben werden, das für seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, den Ort seines gewöhnlichen Aufent-
halts zuständig ist. Ist der Versicherungs-
nehmer eine juristische Person, bestimmt
sich das zuständige Gericht auch nach dem
Sitz oder der Niederlassung des Versiche-
rungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der
Versicherungsnehmer eine offene Handels-
gesellschaft, Kommanditgesellschaft,
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine
eingetragene Partnergesellschaft ist. 

36.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche
Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung nicht bekannt, bestimmt sich die
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus
dem Versicherungsvertrag gegen den Ver -
sicherungsnehmer nach dem Sitz des Ver -
sicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

37. Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Umfang des Versicherungs schutzes

1. Gegenstand der Versicherung,

Ver sicherungsfall

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rah-
men des versicherten Risikos für den Fall,
dass der Versicherungsnehmer wegen eines
während der Wirksamkeit der Ver sicherung
eingetretenen Schadenereignisses (Versi-
cherungsfall), das einen Personen-, Sach-
oder sich daraus ergebenden Vermögens-
schaden zur Folge hatte, auf Grund 

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen

privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadenersatz in
Anspruch genommen wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen
Folge die Schädigung des Dritten un -
mittelbar entstanden ist. Auf den Zeit-

punkt der Schadenverursachung, die zum
Schadenereignis geführt hat, kommt es
nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für
Ansprüche, auch wenn es sich um gesetz -
liche Ansprüche handelt,

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacher -
füllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt,
Minderung, auf Schadenersatz statt der
Leis tung;

(2) wegen Schäden, die verursacht werden,
um die Nacherfüllung durchführen zu
können;

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des
Ver  tragsgegenstandes oder wegen des
Ausbleibens des mit der Vertragsleis -
tung geschuldeten Erfolges;

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen
im Vertrauen auf ordnungsgemäße Ver-
tragserfüllung;

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden
wegen Verzögerung der Leistung;

(6) wegen anderer an die Stelle der Er -
füllung tretender Ersatzleistungen.

2. Vermögensschäden, Abhan-

denkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch be -
sondere Vereinbarung erweitert werden
auf die gesetzliche Haftpflicht privatrecht-
lichen Inhalts des Versicherungsnehmers
wegen

2.1 Vermögensschäden, die weder durch
Personen- noch durch Sachschäden ent-
standen sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von
Sachen; hierauf finden dann die Bestim-
mungen über Sachschäden Anwendung.

3. Teil Allgemeine Vertragsbestimmungen

A. Allgemeine Versicherungs bedingungen für

die Haftpflicht versicherung (AHB)

[Fassung 04/2008]
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3. Versichertes Risiko

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die
gesetzliche Haftpflicht

(1) aus den im Versicherungsschein und
seinen Nachträgen angegebenen Risiken
des Versicherungsnehmers;

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen
der im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen angegebenen Risiken. Dies
gilt nicht für Risiken aus dem Halten
oder Gebrauch von versicherungspflich-
tigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeu-
gen sowie für sonstige Risiken, die der
Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen;

(3) aus Risiken, die für den Versicherungs-
nehmer nach Abschluss der Versiche-
rung neu entstehen (Vorsorgeversiche-
rung) und die in Ziff. 4 näher geregelt
sind.

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich
auch auf Erhöhungen des versicherten
Risikos durch Änderung bestehender oder
Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versi-
cherer kann den Vertrag jedoch unter den
Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.

4. Vorsorgeversicherung

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versi-
cherungsvertrags neu entstehen, sind im
Rahmen des bestehenden Vertrags sofort
versichert.

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, nach Aufforderung des Versicherers
jedes neue Risiko innerhalb eines Mo -
nats anzuzeigen. Die Aufforderung kann
auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.
Unterlässt der Versicherungsnehmer die
rechtzeitige Anzeige, entfällt der Ver -
sicherungsschutz für das neue Risiko
rück wirkend ab dessen Entstehung. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das
neue Risiko angezeigt wurde, so hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen, dass
das neue Risiko erst nach Abschluss der
Versicherung und zu einem Zeitpunkt
hinzugekommen ist, zu dem die Anzei-
gefrist noch nicht verstrichen war.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das
neue Risiko einen angemessenen Bei-
trag zu verlangen. Kommt eine Einigung
über die Höhe dieses Beitrags innerhalb
eines Monats nach Eingang der An zeige
nicht zustande, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rück -
wirkend ab dessen Entstehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risi-
ken ist von ihrer Entstehung bis zur Eini-
gung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den
Betrag von 1.000.000 Euro pauschal für
Personen- und Sachschäden begrenzt, so -
fern nicht im Versicherungsschein geringe-
re Versicherungssummen festgesetzt sind.

4.3 Die Vorsorgeversicherung gilt nicht für
Risiken

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder
Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasser-
fahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der
Zulassungs-, Führerschein- oder Versi-
cherungspflicht unterliegen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder
Führen von Bahnen;

(3) die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen;

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden
und deshalb im Rahmen von kurzfristi-
gen Versicherungsverträgen zu versi-
chern sind.

5. Leistungen der Versicherung

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die
Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr
unberechtigter Schadenersatzansprüche
und die Freistellung des Versicherungs -
nehmers von berechtigten Schadenersatz-
verpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtun-
gen dann, wenn der Versicherungsnehmer
auf Grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils,
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur
 Entschädigung verpflichtet ist und der Ver-
sicherer hierdurch gebunden ist. Aner -
kenntnisse und Vergleiche, die vom Versi-
cherungsnehmer ohne Zustimmung des
Versicherers abgegeben oder geschlossen
worden sind, binden den Versicherer nur,
soweit der Anspruch auch ohne Aner-
kenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadenersatzverpflichtung des
 Versicherungsnehmers mit bindender Wir-
kung für den Versicherer festgestellt, hat
der Versicherer den Versicherungsnehmer
binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle
ihm zur Abwicklung des Schadens oder Ab-
wehr der Schadenersatzansprüche zweck -
mäßig erscheinenden Erklärungen im Namen
des Versicherungsnehmers ab zu geben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu
einem Rechtsstreit über Schadenersatz -
ansprüche gegen den Versicherungsneh-
mer, ist der Versicherer zur Prozessführung
bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit
im Namen des Versicherungsnehmers auf
seine Kosten.

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen
eines Schadenereignisses, das einen unter
den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die
Bestellung eines Verteidigers für den Ver -
sicherungsnehmer von dem Versicherer 
ge wünscht oder genehmigt, so trägt der
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen
oder die mit ihm besonders vereinbarten
höheren Kosten des Verteidigers.

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder
ein Mitversicherter das Recht, die Aufhe-
bung oder Minderung einer zu zahlenden
Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur
Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.

6. Begrenzung der Leistungen 

6.1 Die Entschädigungsleistung des Ver -
sicherers ist bei jedem Versicherungsfall
auf die vereinbarten Versicherungssummen
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich
der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart
wurde, sind die Entschädigungsleistungen
des Versicherers für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres auf das Doppelte 

der vereinbarten Versicherungssummen 
be grenzt.

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der
Versicherung eintretende Versicherungsfäl-
le gelten als ein Versicherungsfall, der im
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungs-
fälle eingetreten ist, wenn diese

– auf derselben Ursache,

– auf gleichen Ursachen mit innerem, ins-
besondere sachlichem und zeitlichem
Zusammenhang oder

– auf der Lieferung von Waren mit glei-
chen Mängeln

beruhen.

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt
sich der Versicherungsnehmer bei jedem
Versicherungsfall mit einem im Versiche-
rungsschein festgelegten Betrag an der
Schadenersatzleistung (Selbstbehalt).
Soweit nicht etwas anderes vereinbart
wurde, ist der Versicherer auch in diesen
Fällen zur Abwehr unberechtigter Scha-
denersatzansprüche verpflichtet.

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für
Kosten werden nicht auf die Versicherungs -
summen angerechnet.

6.6 Übersteigen die begründeten Haft-
pflichtansprüche aus einem Versicherungs-
fall die Versicherungssumme, trägt der Ver-
sicherer die Prozesskosten im Verhältnis
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe
dieser Ansprüche.

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den
Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten
und übersteigt der Kapitalwert der Rente
die Versicherungssumme oder den nach
Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus
dem Versicherungsfall noch verbleibenden
Restbetrag der Versicherungssumme, so
wird die zu leistende Rente nur im Verhält-
nis der Versicherungssumme bzw. ihres
Restbetrags zum Kapitalwert der Rente
vom Versicherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt
die entsprechende Vorschrift der Verord-
nung über den Versicherungsschutz in der
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in
der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem
sich der Versicherungsnehmer an laufenden
Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn
der Kapitalwert der Rente die Ver siche -
rungs summe oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Rest versiche -
rungssumme übersteigt, werden die sons -
tigen Leistungen mit ihrem vollen Be trag
von der Versicherungssumme ab gesetzt.

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte
Erledigung eines Haftpflichtanspruchs
durch Anerkenntnis, Befriedigung oder
Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer für
den von der Weigerung an entstehenden
Mehraufwand an Entschädigungsleistung,
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

7. Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen
Nachträgen nicht ausdrücklich etwas
anderes bestimmt ist, sind von der Ver -
sicherung ausgeschlossen:
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7.1 Versicherungsansprüche aller Personen,
die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt
haben. 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen,
die den Schaden dadurch verursacht
haben, dass sie in Kenntnis von deren
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit

– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

– Arbeiten oder sonstige Leistungen er -
bracht haben.

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf
Grund Vertrags oder Zusagen über den
Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des
Versicherungsnehmers hinausgehen.

7.4 Haftpflichtansprüche 

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder
der in Ziff. 7.5 benannten Personen
gegen die Mitversicherten;

(2) zwischen mehreren Versicherungsneh-
mern desselben Versicherungsvertrags;

(3) zwischen mehreren Mitversicherten
desselben Versicherungsvertrags. 

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen,
die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft
leben oder die zu den im Versicherungs-
vertrag mitversicherten Personen gehö-
ren;

Als Angehörige gelten Ehegatten,
Lebens partner im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes oder vergleichbarer
Partnerschaften nach dem Recht ande-
rer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiv -
eltern und -kinder, Schwiegereltern und
-kinder, Stiefeltern und -kinder, Großel-
tern und Enkel, Geschwister sowie Pfle-
geeltern und -kinder (Personen, die
durch ein familienähnliches, auf längere
Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern
und Kinder miteinander verbunden
sind).

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder
Betreuern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine geschäftsunfähige, beschränkt
geschäftsfähige oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern,
wenn der Versicherungsnehmer eine
juristische Person des privaten oder
öffentlichen Rechts oder ein nicht
rechtsfähiger Verein ist;

(4) von seinen unbeschränkt persönlich
haftenden Gesellschaftern, wenn der
Versicherungsnehmer eine offene Han-
delsgesellschaft, Kommanditgesellschaft
oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts
ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine eingetragene
Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und
Insolvenzverwaltern.

Zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5
(2) bis (6) erstrecken sich auch auf Haft-
pflichtansprüche von Angehörigen der dort
genannten Personen, die mit diesen in
häus licher Gemeinschaft leben.

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden
an fremden Sachen und allen sich daraus
ergebenden Vermögensschäden, wenn der

Versicherungsnehmer diese Sachen gemie-
tet, geleast, gepachtet, geliehen, durch
verbotene Eigenmacht erlangt hat oder 
sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrags sind. 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden
an fremden Sachen und allen sich daraus
ergebenden Vermögensschäden, wenn

(1) die Schäden durch eine gewerbliche
oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmer an diesen Sachen (Be -
arbeitung, Reparatur, Beförderung, 
Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei
unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus-
schluss nur insoweit, als diese Sachen
oder Teile von ihnen unmittelbar von
der Tätigkeit betroffen waren;

(2) die Schäden dadurch entstanden sind,
dass der Versicherungsnehmer diese
Sachen zur Durchführung seiner ge  -
werblichen oder beruflichen Tätigkeiten
(als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialab -
lagefläche und dgl.) benutzt hat; bei
unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus-
schluss nur insoweit, als diese Sachen
oder Teile von ihnen unmittelbar von
der Benutzung betroffen waren;

(3) die Schäden durch eine gewerbliche
oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich
diese Sachen oder – sofern es sich um
unbewegliche Sachen handelt – deren
Teile im unmittelbaren Einwirkungs -
bereich der Tätigkeit befunden haben;
dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer beweist, dass er
zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensicht-
lich notwendige Schutzvorkehrungen
zur Vermeidung von Schäden getroffen
hatte.

Zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse
in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in der Person von
Angestellten, Arbeitern, Bediensteten,
Bevollmächtigten oder Beauftragten 
des Versicherungsnehmers gegeben, so
entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz,
und zwar sowohl für den Versicherungs-
nehmer als auch für die durch den Ver -
sicherungsvertrag etwa mitversicherten
Personen.

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden
an vom Versicherungsnehmer hergestellten
oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder
sonstigen Leistungen infolge einer in der
Herstellung, Lieferung oder Leistung liegen-
den Ursache und alle sich daraus er geben -
den Vermögensschäden. Dies gilt auch
dann, wenn die Schadenursache in einem
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in
einer mangelhaften Teilleistung liegt und
zur Be schädigung oder Vernichtung der
gesamten Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann An -
wendung, wenn Dritte im Auftrag oder 
für Rechnung des Versicherungsnehmers
die Herstellung oder Lieferung der Sachen
oder die Arbeiten oder sonstigen Leistun-
gen übernommen haben.

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland
vorkommenden Schadenereignissen;
 Ansprüche aus § 110 Abs. 1 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. Nicht
mitversichert bleiben Ansprüche aus § 110
Abs. 1a) Sozialgesetzbuch VII.

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Ver -
sicherungsnehmer wegen Umweltschäden
gemäß Umweltschadensgesetz oder ande-
rer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie
(2004/35/EG) basierenden nationalen  Um -
setzungsgesetzen geltend gemacht werden.
Dies gilt auch dann, wenn der  Versiche -
rungs neh mer von einem Dritten auf Grund
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der
durch solche Umweltschäden entstandenen
Kosten in Anspruch genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für
solche Ansprüche erhalten, die auch ohne
Bestehen des Umweltschadensgesetzes
oder anderer auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierender natio-
naler Umsetzungsgesetze bereits auf Grund
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
 privatrechtlichen Inhalts gegen den Versi-
cherungsnehmer geltend gemacht werden
könnten.

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der
Versicherung privater Haftpflichtrisiken.

7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen
Schäden durch Umwelteinwirkung.

Dieser Ausschluss gilt nicht

(1) im Rahmen der Versicherung privater
Haftpflichtrisiken

oder

(2) für Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte oder geliefer-
te Erzeugnisse (auch Abfälle), durch
Arbeiten oder sonstige Leistungen nach
Ausführung der Leistung oder nach
Abschluss der Arbeiten entstehen (Pro-
dukthaftpflicht).

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch
für Schäden durch Umwelteinwirkung, die
aus der Planung, Herstellung, Lieferung,
Montage, Demontage, Instandhaltung oder
Wartung von

– Anlagen, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verar-
beiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);

– Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-
Anlagen);

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz
dienenden Bestimmungen einer Geneh-
migungs- oder Anzeigepflicht unterlie-
gen;

– Abwasseranlagen

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für
solche Anlagen bestimmt sind.

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden,
die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen
oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die in unmittelbarem oder mittel -
barem Zusammenhang stehen mit ener -
giereichen ionisierenden Strahlen (z.B.
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder
Röntgenstrahlen). 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die zurückzuführen sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten,

(2) gentechnisch veränderte Organismen
(GVO),
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(3) Erzeugnisse, die 

– Bestandteile aus GVO enthalten,

– aus oder mit Hilfe von GVO herge-
stellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschä-
den und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, welche entstehen durch

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häus-
liche Abwässer handelt,

(2) Senkungen von Grundstücken oder
Erdrutschungen, 

(3) Überschwemmungen stehender oder
fließender Gewässer.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden
aus dem Austausch, der Übermittlung und
der Bereitstellung elektronischer Daten,
soweit es sich handelt um Schäden aus

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbar-
machung oder Veränderung von Daten,

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Spei-
chern von Daten,

(3) Störung des Zugangs zum elektroni-
schen Datenaustausch,

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder
Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden
aus Persönlichkeits- oder Namensrechts-
verletzungen.

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden
aus Anfeindung, Schikane, Belästigung,
Ungleichbehandlung oder sonstigen Dis -
kriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Perso-
nenschäden, die aus der Übertragung einer
Krankheit des Versicherungsnehmers resul-
tieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden
und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, die durch Krankheit der dem
Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm
gehaltenen oder veräußerten Tiere ent-
standen sind. In beiden Fällen besteht Ver-
sicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass er weder vorsätzlich
noch grob fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschut-

zes/Beitragszahlung

8. Beginn des Versicherungs-

schutzes/Beitrag und Versiche-

rungsteuer

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem
im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt, wenn der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig
im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rech-
nung gestellte Beitrag enthält die Versi-
cherungsteuer, die der Versicherungsneh-
mer in der jeweils vom Gesetz bestimmten
Höhe zu entrichten hat.

9. Zahlung und Folgen verspäte-

ter Zahlung/erster oder einmali-

ger Beitrag 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird
unverzüglich nach Ablauf von zwei Wo chen

nach Zugang des Versicherungsscheins  
fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten
vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die
erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz
erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zah-
lung des Beitrags eintreten, ist der Versi-
cherer nur dann nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform
oder durch einen auffälligen Hinweis im
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge
der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam
gemacht hat.

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, kann der Versicherer vom Vertrag
zurücktreten, solange der Beitrag nicht
gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht
zurücktreten, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass er die Nichtzahlung
nicht zu vertreten hat.

10. Zahlung und Folgen verspä-

teter Zahlung/Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht et-
was anderes bestimmt ist, am Monats ers ten
des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie
zu dem im Versicherungsschein oder in der
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt
erfolgt.

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig
gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des
ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig ge -
zahlt, kann der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kosten in Textform
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindes -
tens zwei Wochen betragen muss. Die Be -
stimmung ist nur wirksam, wenn sie die
rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen
und Kosten im Einzelnen beziffert und die
Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff. 10.3
und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach
Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versiche-
rungsschutz, wenn er mit der Zahlungs -
aufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf
hingewiesen wurde.

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach
Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den
Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündi -
gen, wenn er den Ver sicherungs nehmer mit
der Zahlungsauf forderung nach Ziff. 10.2
Abs. 3 darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt
der Versicherungsnehmer danach innerhalb
eines Monats den angemahnten Betrag, be -

steht der Vertrag fort. Für Versicherungs-
fälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind,
besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung

bei Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem
Konto vereinbart, gilt die Zahlung als
rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der
Versicherungsnehmer einer berechtigten
Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschul-
den des Versicherungsnehmers vom Versi-
cherer nicht eingezogen werden, ist die
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn
sie unverzüglich nach einer in Textform
abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen
werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder
hat der Versicherungsnehmer aus anderen
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht
eingezogen werden kann, ist der Versiche-
rer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb
des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der
Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung
des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom
Versicherer hierzu in Textform aufgefordert
worden ist.

12. Teilzahlung und Folgen bei

verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten
vereinbart, sind die noch ausstehenden
Raten sofort fällig, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung einer Rate
im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft
jährliche Beitragszahlung verlangen.

13. Beitragsregulierung 

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach
Aufforderung mitzuteilen, ob und welche
Änderungen des versicherten Risikos ge -
genüber den früheren Angaben eingetre-
ten sind. Diese Aufforderung kann auch
durch einen Hinweis auf der Beitragsrech-
nung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb
eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Ver-
sicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen
Angaben zum Nachteil des Versicherers
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine
Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des fest-
gestellten Beitragsunterschiedes verlangen.
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass ihn an der Unrichtig-
keit der Angaben kein Verschulden trifft.

13.2 Auf Grund der Änderungsmitteilung
des Versicherungsnehmers oder sonstiger
Feststellungen wird der Beitrag ab dem
Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Bei-
tragsregulierung), beim Wegfall versicher-
ter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt
des Eingangs der Mitteilung beim Versiche-
rer. Der vertraglich vereinbarte Mindest -
beitrag darf dadurch nicht unterschritten
werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach
dem Versicherungsabschluss eingetretenen
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Erhöhungen und Ermäßigungen des Min-
destbeitrags werden berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer
die rechtzeitige Mitteilung, kann der Ver -
sicherer für den Zeitraum, für den die An -
gaben zu machen waren, eine Nachzah-
lung in Höhe des für diesen Zeitraum
bereits in Rechnung gestellten Beitrags
verlangen. Werden die Angaben nachträg -
lich ge macht, findet eine Beitragsregulie-
rung statt. Ein vom Versicherungsnehmer
zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurück -
erstattet, wenn die Angaben innerhalb von
zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung
des erhöhten Beitrags erfolgten.

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen fin-
den auch Anwendung auf Versicherungen
mit Beitragsvorauszahlung für mehrere
Jahre. 

14. Beitrag bei vorzeitiger Ver-

tragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages
hat der Versicherer, soweit durch Gesetz
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur An -
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat.

15. Beitragsangleichung

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterlie-
gen der Beitragsangleichung. Soweit die
Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine
Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge
unterliegen unabhängig von der Art der
Beitragsberechnung der Beitragsangleichung.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder er mittelt
jährlich mit Wirkung für die ab dem 1. Juli
fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz
sich im vergangenen Kalenderjahr der
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller
zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflicht-
versicherung zugelassenen Versicherer ge -
gen über dem vorvergangenen Jahr erhöht
oder vermindert hat. Den ermittelten Pro-
zentsatz rundet er auf die nächstniedrigere,
durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Scha -
denzahlungen gelten da bei auch die speziell
durch den einzelnen Schadenfall veranlass -
ten Ausgaben für die Ermittlung von Grund
und Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines
Kalenderjahres ist die Summe der in die-
sem Jahr geleisteten Schadenzahlungen
geteilt durch die Anzahl der im gleichen
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versi-
cherer berechtigt, im Falle einer Verminde-
rung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um
den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden  Pro zent -
satz zu verändern (Beitragsangleichung).
Der veränderte Folgejahresbeitrag wird
dem Versicherungsnehmer mit der nächs -
ten Beitragsrechnung bekannt ge geben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzah-
lungen des Versicherers in jedem der letz-
ten fünf Kalenderjahre um einen geringe-
ren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den
der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach
Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Ver si -
cherer den Folgejahresbeitrag nur um den
Prozentsatz erhöhen, um den sich der

Durchschnitt seiner Schadenzahlungen
nach seinen unternehmenseigenen Zahlen
im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese
Erhöhung darf diejenige nicht überschrei-
ten, die sich nach dem vorstehenden
Absatz ergeben würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2
oder 15.3 unter 5 Prozent, entfällt eine
Bei  tragsangleichung. Diese Veränderung ist
jedoch in den folgenden Jahren zu berück -
sichtigen.

15.5 Unabhängig von den vorhergehen-
den Regelungen der Ziff. 15 kann eine Er -
höhung der Beiträge auch für bestehende
Versicherungsverhältnisse zur nächsten
Jahresbeitragsfälligkeit erfolgen, wenn die
Mitgliederversammlung die Erhöhung
beschlossen hat; sie soll nur dann erfolgen,
wenn sich die Beitragssätze für alle oder
einzelne Risiken durch eine allgemeine
Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse
als dauernd unzureichend erweisen. Dies
gilt nicht für Beiträge, die auf dem Anord-
nungswege festgesetzt werden.

Dauer und Ende des Vertrags/

Kündigung

16. Dauer und Ende des Vertrags

16.1 Der Vertrag ist für die im Versiche-
rungsschein angegebene Zeit abgeschlos-
sen.

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindes -
tens einem Jahr verlängert sich der Vertrag
um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Ver-
tragspartner spätestens drei Monate vor
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger
als einem Jahr endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt.

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr 
als drei Jahren kann der Vertrag schon zum
Ab  lauf des dritten Jahres oder jedes da -
rauf folgenden Jahres gekündigt werden;
die Kün  digung muss dem Vertragspartner
spä tes  tens drei Monate vor dem Ablauf des
je wei ligen Versicherungsjahres zugegangen
sein.

17. Wegfall des versicherten

Interesses 

Wenn versicherte Risiken vollständig und
dauerhaft wegfallen, so erlischt die Ver -
sicherung bezüglich dieser Risiken. Dem
 Versicherer steht der Beitrag zu, den er
hätte erheben können, wenn die Versiche-
rung dieser Risiken nur bis zu dem Zeit-
punkt beantragt worden wäre, zu dem er
vom Wegfall Kenntnis erlangt.

18. Kündigung nach Beitrags -

angleichung 

Erhöht sich der Beitrag auf Grund der Bei-
tragsangleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne
dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag inner-

halb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers mit sofortiger Wir-
kung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt
kündigen, in dem die Beitragser höhung
wirksam werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungs -
nehmer in der Mitteilung auf das Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung
muss dem Versicherungsnehmer spätestens
einen Monat vor dem Wirksamwerden der
Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer be -
gründet kein Kündigungsrecht.

19. Kündigung nach Versiche-

rungsfall 

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann
gekündigt werden, wenn

– vom Versicherer eine Schadenersatz -
zahlung geleistet wurde oder

– dem Versicherungsnehmer eine Klage
über einen unter den Versicherungs-
schutz fallenden Haftpflichtanspruch
gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner
in Schriftform spätestens einen Monat
nach der Schadenersatzzahlung oder der
Zustellung der Klage zugegangen sein.

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer,
wird seine Kündigung sofort nach ihrem
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Ver-
sicherungsnehmer kann jedoch bestimmen,
dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der
laufenden Versicherungsperiode, wirksam
wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen
Monat nach ihrem Zugang beim Versiche-
rungsnehmer wirksam.

20. Kündigung nach Veräuße-

rung versicherter Unternehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine
Haftpflichtversicherung besteht, an einen
Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des
Versicherungsnehmers in die während der
Dauer seines Eigentums sich aus dem Ver-
sicherungsverhältnis ergebenden Rechte
und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen auf
Grund eines Nießbrauchs, eines Pachtver-
trags oder eines ähnlichen Verhältnisses
von einem Dritten übernommen wird.

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in
diesem Falle

– durch den Versicherer dem Dritten ge -
genüber mit einer Frist von einem Monat,

– durch den Dritten dem Versicherer
gegenüber mit sofortiger Wirkung oder
auf den Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode

in Schriftform gekündigt werden.

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

– der Versicherer es nicht innerhalb eines
Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, 
in welchem er vom Übergang auf den
Dritten Kenntnis erlangt;

– der Dritte es nicht innerhalb eines Mo -
nats nach dem Übergang ausübt, wobei
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das Kündigungsrecht bis zum Ablauf
eines Monats von dem Zeitpunkt an
bestehen bleibt, in dem der Dritte von
der Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten
während einer laufenden Versicherungspe-
riode und wird das Versicherungsverhältnis
nicht gekündigt, haften der bisherige Ver-
sicherungsnehmer und der Dritte für den
Versicherungsbeitrag dieser Periode als
Gesamtschuldner.

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist
dem Versicherer durch den bisherigen Ver-
sicherungsnehmer oder den Dritten unver-
züglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der An -
zeigepflicht besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsfall später
als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, in dem die Anzeige dem Versicherer
hätte zugehen müssen, und der Versicherer
den mit dem Veräußerer bestehenden Ver-
trag mit dem Erwerber nicht geschlossen
hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf
und besteht für alle Versicherungsfälle, die
frühestens einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintreten, in dem der Versicherer
von der Veräußerung Kenntnis erlangt.
Dies gilt nur, wenn der Versicherer in die-
sem Monat von seinem Kündigungsrecht
keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verlet-
zung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn
dem Versicherer die Veräußerung in dem
Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die
Anzeige hätte zugehen müssen.

21. Kündigung nach Risiko -

erhöhung auf Grund Änderung

oder Erlass von Rechtsvor -

schriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos
durch Änderung bestehender oder Erlass
neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer
berechtigt, das Versicherungsverhältnis
unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt
wird, in welchem der Versicherer von der
Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

22. Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor,
wenn das Risiko in mehreren Versiche-
rungsverträgen versichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zu -
stande gekommen ist, ohne dass der Ver -
sicherungsnehmer dies wusste, kann er 
die Aufhebung des später geschlossenen
Vertrags verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt,
wenn der Versicherungsnehmer es nicht
innerhalb eines Monats geltend macht,
nachdem er von der Mehrfachversicherung
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem
Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versiche-

rungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeige-

pflichten des Versicherungsneh-

mers 

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von
Angaben über gefahrerhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Ab -
gabe seiner Vertragserklärung dem Versi-
cherer alle ihm bekannten Gefahrumstände
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in
Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu
schließen. Der Versicherungsnehmer ist
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet,
als nach seiner Vertragserklärung, aber
vor Vertragsannahme der Versicherer in
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1
stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die
geeignet sind, auf den Entschluss des Ver-
sicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag
überhaupt oder mit dem vereinbarten
Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des
Versicherungsnehmers geschlossen und
kennt dieser den gefahrerheblichen Um -
stand, muss sich der Versicherungsnehmer
so behandeln lassen, als habe er selbst da -
von Kenntnis gehabt oder dies arglistig
verschwiegen.

23.2 Rücktritt

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben
zu den gefahrerheblichen Umständen
berechtigen den Versicherer, vom Versi-
cherungsvertrag zurückzutreten.

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht,
wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er oder sein Vertreter die
un richtigen oder unvollständigen Anga-
ben weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers
wegen grob fahrlässiger Verletzung der
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass
der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Um -
stände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte.

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Ver-
sicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des
Versicherungsfalls zurück, darf er den
Versicherungsschutz nicht versagen,
wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder
unrichtig angezeigte Umstand weder
für den Eintritt des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den
Umfang der Leistung ursächlich war.
Auch in diesem Fall besteht aber kein
Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Anzeigepflicht arg-
listig verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Bei-
trages zu, der der bis zum Wirksamwer-
den der Rücktrittserklärung abgelaufe-
nen Vertragszeit entspricht.

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungs-
recht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers aus-
geschlossen, weil die Verletzung einer
Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat in Schriftform
kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, ge -
schlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten
oder kündigen, weil er den Vertrag auch
bei Kenntnis der nicht angezeigten Um -
stände, aber zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte, werden die anderen
Bedingungen auf Verlangen des Versiche-
rers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat
der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die ande-
ren Bedingungen ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung
der Beitrag um mehr als 10% oder schließt
der Versicherer die Gefahrabsicherung für
den nicht angezeigten Umstand aus, kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der
Mitteilung des Versicherers fristlos kündi-
gen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff.
23.2 und 23.3 zustehenden Rechte inner-
halb eines Monats schriftlich geltend
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend
gemachte Recht begründet, Kenntnis
erlangt. Er hat die Umstände anzugeben,
auf die er seine Erklärung stützt; er darf
nachträglich weitere Umstände zur
Begründung seiner Erklärung abgeben,
wenn für diese die Monatsfrist nicht ver-
strichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach
den Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den
Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den
Ziff. 23.2 und 23.3 genannten Rechte nicht
berufen, wenn er den nicht angezeigten
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der
Anzeige kannte.

23.4 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag
wegen arglistiger Täuschung anzufechten,
bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrages
zu, der der bis zum Wirksamwerden der
Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.

24. Obliegenheiten vor Eintritt

des Versicherungsfalles 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat
der Versicherungsnehmer auf Verlangen
des Versicherers innerhalb angemessener
Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit
die Beseitigung unter Abwägung der bei-
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derseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein
Umstand, der zu einem Schaden geführt
hat, gilt ohne weiteres als besonders
gefahrdrohend.

25. Obliegenheiten nach Eintritt

des Versicherungsfalles 

25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Ver -
sicherer unverzüglich anzuzeigen, auch
wenn noch keine Schadenersatzansprüche
erhoben wurden.

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach
Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens sorgen. Weisungen
des Versicherers sind dabei zu befolgen,
soweit es für den Versicherungsnehmer
zumutbar ist. Er hat dem Versicherer aus-
führliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der
 Schadenermittlung und -regulierung zu
unterstützen. Alle Umstände, die nach An -
sicht des Versicherers für die Bearbeitung
des Schadens wichtig sind, müssen mitge-
teilt sowie alle dafür angeforderten Schrift -
stücke übersandt werden.

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer
ein Haftpflichtanspruch erhoben, ein staats-
anwaltschaftliches, behördliches oder ge -
richtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der
Streit verkündet, hat er dies ebenfalls
unverzüglich anzuzeigen.

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine
Verfügung von Verwaltungsbehörden auf
Schadenersatz muss der Versicherungsneh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen.
Einer Weisung des Versicherers bedarf es
nicht.

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer
ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend
gemacht, hat er die Führung des Verfahrens
dem Versicherer zu überlassen. Der Versi-
cherer beauftragt im Namen des Versiche-
rungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der
Versicherungsnehmer muss dem Rechts -
anwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen
Auskünfte erteilen und die angeforderten
Unterlagen zur Verfügung stellen.

26. Rechtsfolgen bei Verletzung

von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer
eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die
er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu
erfüllen hat, kann der Versicherer den Ver-
trag innerhalb eines Monats ab Kenntnis
von der Obliegenheitsverletzung fristlos
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündi-
gungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruhte.

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Ver-
sicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung
einer Obliegenheit ist der Versicherer

berech tigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers  entsprechenden Verhältnis
zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung
einer nach Eintritt des Versicherungsfalls
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der
Versicherer den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass
er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch beste-
hen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung
des Versicherungsfalls noch für die Feststel -
lung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war. Das
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer
die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten
unabhängig davon, ob der Versicherer ein
ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kündi-
gungsrecht ausübt.

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Personen

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch
auf Haftpflichtansprüche gegen andere
Personen als den Versicherungsnehmer
selbst, sind alle für ihn geltenden Bestim-
mungen auf die Mitversicherten entspre-
chend anzuwenden. Die Bestimmungen
über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gel-
ten nicht, wenn das neue Risiko nur in der
Person eines Mitversicherten entsteht.

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem
Versicherungsvertrag steht ausschließlich
dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben
den Mitversicherten für die Erfüllung der
Obliegenheiten verantwortlich.

28. Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner
endgültigen Feststellung ohne Zustimmung
des Versicherers weder abgetreten noch
verpfändet werden. Eine Abtretung an den
geschädigten Dritten ist zulässig.

29. Anzeigen, Willenserklärun-

gen, Anschriftenänderung 

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten
Anzeigen und Erklärungen sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder an
die im Versicherungsschein oder in dessen
Nachträgen als zuständig bezeichnete Ge -
schäftsstelle gerichtet werden.

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine
Änderung seiner Anschrift dem Versicherer
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willens -
erklärung, die dem Versicherungsnehmer
gegenüber abzugeben ist, die Absendung
eines eingeschriebenen Briefes an die letz-
te dem Versicherer bekannte Anschrift. Die
Erklärung gilt drei Tage nach der Absen-
dung des Briefes als zugegangen. Dies gilt
entsprechend für den Fall einer Namensän-
derung des Versicherungsnehmers.

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Ver -
sicherung für seinen Gewerbebetrieb abge-
schlossen, finden bei einer Verlegung der ge -
werblichen Niederlassung die Bestimmungen
der Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung.

30. Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versiche-
rungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die
Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuches.

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versiche-
rungsvertrag bei dem Versicherer angemel-
det worden, ist die Verjährung von der An -
meldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt,
zu dem die Entscheidung des Versicherers
dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

31. Zuständiges Gericht 

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen den Versicherer bestimmt sich
die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz
des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche
Person, ist auch das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine
natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem
Gericht erhoben werden, das für seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, den Ort seines gewöhnlichen Aufent-
halts zuständig ist. Ist der Versicherungs-
nehmer eine juristische Person, bestimmt
sich das zuständige Gericht auch nach dem
Sitz oder der Niederlassung des Versiche-
rungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der
Versicherungsnehmer eine Offene Handels-
gesellschaft, Kommanditgesellschaft,
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche
Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung nicht bekannt, bestimmt sich die
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus
dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherungsnehmer nach dem Sitz des Versi-
cherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung.

32. Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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§ 38

Zahlungsverzug bei Folgeprämie

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig
gezahlt, kann der Versicherer dem Ver -
sicherungsnehmer auf dessen Kosten in
Textform eine Zahlungsfrist bestimmen,
die mindestens zwei Wochen betragen
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam,
wenn sie die rückständigen Beträge der
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen
beziffert und die Rechtsfolgen angibt,
die nach den Absätzen (2) und (3) mit 
dem Fristablauf verbunden sind; bei
zusammengefassten Verträgen sind die
Beträge jeweils getrennt anzugeben.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach Frist -
ablauf ein und ist der Versicherungs-
nehmer bei Eintritt mit der Zahlung 
der Prämie oder der Zinsen oder Kosten 
in Verzug, ist der Versicherer nicht zur
Leistung verpflichtet.

(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist
kündigen, sofern der Versicherungsneh-
mer mit der Zahlung der geschuldeten
Beträge in Verzug ist. Die Kündigung
kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie
mit Fristablauf wirksam wird, wenn der
Versicherungsnehmer zu diesem Zeit-
punkt mit der Zahlung in Verzug ist;
hierauf ist der Versicherungsnehmer bei
der Kündigung ausdrücklich hinzuwei-
sen. Die Kündigung wird unwirksam,
wenn der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monats nach der Kündigung
oder, wenn sie mit der Fristbestimmung
verbunden worden ist, innerhalb eines
Monats nach Fristablauf die Zahlung
leistet; Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 86

Übergang von Ersatzansprüchen

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein
Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu,
geht dieser Anspruch auf den Versiche-
rer über, soweit der Versicherer den
Schaden ersetzt. Der Übergang kann
nicht zum Nachteil des Versicherungs-
nehmers geltend gemacht werden.

(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen
Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung
dieses Anspruchs dienendes Recht unter
Beachtung der geltenden Form- und
Fristvorschriften zu wahren und bei
dessen Durchsetzung durch den Versi-
cherer soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese
Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versi-
cherer zur Leistung insoweit nicht ver-
pflichtet, als er infolgedessen keinen
Ersatz von dem Dritten erlangen kann.
Im Fall einer grob fahrlässigen Verlet-
zung der Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem
der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen; die Beweislast für das
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit trägt der Versicherungsnehmer.

(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Ver-
sicherungsnehmers gegen eine Person,
mit der er bei Eintritt des Schadens in
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der
Übergang nach Absatz (1) nicht geltend
gemacht werden, es sei denn, diese 
Person hat den Schaden vorsätzlich 
verursacht.

§ 117

Leistungspflicht gegenüber 

Dritten

(1) Dem Anspruch des Dritten nach § 115
kann nicht entgegengehalten werden,
dass der Versicherer dem ersatzpflichti-
gen Versicherungsnehmer nicht oder
nur teilweise zur Leistung verpflichtet
ist.

(2) Ein Umstand, der das Nichtbestehen
oder die Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses zur Folge hat, kann dem
Anspruch des Dritten nach § 115 nur
entgegengehalten werden, wenn das
Schadenereignis später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eingetreten ist, zu
dem der Versicherer diesen Umstand der
hierfür zuständigen Stelle angezeigt
hat. Dies gilt auch, wenn das Versiche-
rungsverhältnis durch Zeitablauf endet.
Der Lauf der Frist beginnt nicht vor
Beendigung des Versicherungsverhält-

nisses. Ein in den Sätzen 1 und 2 be -
zeichneter Umstand kann dem Anspruch
des Dritten auch dann entgegengehal-
ten werden, wenn vor dem Zeitpunkt
des Schadenereignisses der hierfür
zuständigen Stelle die Bestätigung einer
entsprechend den Rechtsvorschriften
abgeschlossenen neuen Versicherung
zugegangen ist. Die vorstehenden Vor-
schriften dieses Absatzes gelten nicht,
wenn eine zur Entgegennahme der
Anzeige nach Satz 1 zuständige Stelle
nicht bestimmt ist.

(3) In den Fällen der Absätze (1) und (2) ist
der Versicherer nur im Rahmen der vor-
geschriebenen Mindestversicherungs-
summe und der von ihm übernomme-
nen Gefahr zur Leistung verpflichtet. Er
ist leistungsfrei, soweit der Dritte Ersatz
seines Schadens von einem anderen
Schadensversicherer oder von einem
Sozialversicherungsträger erlangen
kann.

(4) Trifft die Leistungspflicht des Versiche-
rers nach Absatz (1) oder Absatz (2) mit
einer Ersatzpflicht auf Grund fahrlässi-
ger Amtspflichtverletzung zusammen,
wird die Ersatzpflicht nach § 839 Abs. 1
des Bürgerlichen Gesetzbuchs im Ver-
hältnis zum Versicherer nicht dadurch
ausgeschlossen, dass die Voraussetzun-
gen für die Leistungspflicht des Ver -
sicherers vorliegen. Satz 1 gilt nicht,
wenn der Beamte nach § 839 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs persönlich
haftet.

(5) Wird über das Vermögen des Versiche-
rers das Insolvenzverfahren eröffnet,
endet das Versicherungsverhältnis
abweichend von § 16 erst mit dem
Ablauf eines Monats, nachdem der
Insolvenzverwalter diesen Umstand der
hierfür zuständigen Stelle angezeigt
hat; bis zu diesem Zeitpunkt bleibt es
der Insolvenzmasse gegenüber wirksam.
Ist eine zur Entgegennahme der Anzei-
ge nach Satz 1 zuständige Stelle nicht
bestimmt, endet das Versicherungsver-
hältnis einen Monat nach der Benach-
richtigung des Versicherungsnehmers
von der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens; die Benachrichtigung bedarf der
Textform.

3. Teil Allgemeine Vertragsbestimmungen

B. Auszüge aus dem Versicherungsvertrags -

gesetz (VVG)

[Fassung 01/2008]
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3. Teil Allgemeine Vertragsbestimmungen

C. Merkblatt zur Datenverarbeitung

Versicherungen können heute ihre Aufga-
ben nur noch mit Hilfe der elektronischen
Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt,
schnell und wirtschaftlich ab wickeln; auch
bietet die EDV einen besseren Schutz der
Versichertengemeinschaft vor miss bräuch -
lichen Handlungen als die bisherigen
manu ellen Verfahren. Die Verarbeitung der
uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer
Person wird durch das Bundesdatenschutz -
gesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die
Datenver arbeitung und -nutzung zulässig,
wenn das BDSG oder eine andere Rechts-
vorschrift sie erlaubt oder wenn der
Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG
erlaubt die Datenverarbeitung und -nut-
zung stets, wenn dies im Rahmen der
Zweckbestimmung eines Vertragsverhält-
nisses oder vertragsähnlichen Vertrauens-
verhältnisses geschieht oder so weit es zur
Wahrung berechtigter Interessen der
 speichern den Stellen erforderlich ist und
kein Grund zu der Annahme besteht, dass
das schutzwürdige Interesse des Betrof fe -
nen an dem Ausschluss der Verarbeitung
oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall
vor zu nehmen den Interessenabwägung und
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrund -
lage für die Datenverarbeitung ist in Ihren
Versicherungsantrag eine Einwilligungs -
erklärung nach dem BDSG aufgenommen
worden. Diese gilt über die Beendigung des
Versicherungsvertrags hinaus, endet jedoch
– außer in der Lebens- und Unfallver -
sicherung – schon mit Ablehnung des
Antrags oder durch Ihren jederzeit mög-
lichen Widerruf, der allerdings den Grund-
sätzen von Treu und Glauben unterliegt.
Wird die Einwilli gungs  erklärung bei
Antragstellung ganz oder teilweise gestri-
chen, kommt es unter Umständen nicht zu
einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf
oder ganz bzw. teilweise gestrichener Ein-
willigungserklärung kann eine Daten verar -
beitung und -nutzung in dem begrenzten
gesetzlich zulässigen Rah men, wie in der
Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungs -

erklärung

Auch die Übermittlung von Daten, die, wie
z.B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis
unterliegen, setzt eine spezielle Erlaubnis
des Betroffenen (Schweige pflicht   -
entbin dung) voraus. In der Lebens-, Kran-
ken- und Unfallversicherung (Personenver-
sicherung) ist daher im Antrag auch eine
Schweigepflichtentbindungsklausel enthal-
ten. 

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige
wesent liche Beispiele für die Datenverar-
beitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Ver -

sicherer

Wir speichern Daten, die für den Versiche-
rungsvertrag notwendig sind. Das sind
zunächst Ihre Angaben im Antrag
(Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag
versicherungstechnische Daten wie Kun-
dennummer (Partnernummer), Versiche-
rungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag,
Bankverbindung sowie erforderlichenfalls
die Angaben eines Dritten, z.B. eines Ver-
mittlers, eines Sachverständigen oder eines
Arztes, geführt (Vertragsdaten). Bei einem
Versicherungsfall speichern wir Ihre Anga-
ben zum Schaden und gegebenenfalls auch
Angaben von Dritten, wie z.B. den vom
Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähig-
keit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerk-
statt über einen Kfz-Totalschaden oder
beim Ablauf einer Lebens versicherung den
Auszahlungsbetrag (Leis tungsdaten).

2. Datenübermittlung an Rück -

versicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer
wird ein Versicherer stets auf einen Aus-
gleich der von ihm übernommenen Risiken
achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen
einen Teil der Risiken an Rückversicherer im
In- und Ausland ab. Diese Rückversiche rer
benötigen ebenfalls entsprechende
 versiche  rungs  technische Angaben von uns
wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos und
Risi kozuschlags sowie im Einzelfall auch
Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer
bei der Risiko- und Schadenbeurteilung
mitwirken, werden ihnen auch die dafür
erforderlichen Unter lagen zur Verfügung
gestellt. 

In einigen Fällen bedienen sich die Rück -
ver sicherer weiterer Rückversicherer, denen
sie ebenfalls entsprechende Daten überge-
ben.

3. Datenübermittlung an andere Ver -

sicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat
der Ver sicherte bei Antragstellung, jeder
Vertragsänderung und im Schadenfall dem
Versicherer alle für die Einschätzung des
Wagnisses und die Schadenabwicklung
wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu
gehören z.B. frühere Krankheiten und
Ver  sicherungs fälle oder Mitteilungen über
gleich artige andere Versicherungen (bean-
tragte, bestehende, abgelehnte oder
gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch
zu verhindern, eventuelle Widersprüche in
den An gaben des Versicherten aufzuklären
oder um Lücken bei den Feststellungen
zum entstandenen Schaden zu schließen,
kann es erforderlich sein, andere Versiche-
rer um Auskunft zu bitten oder ent -
sprechende Auskünfte auf Anfragen zu
erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen
(Doppelversicherungen, gesetzlicher Forde-
rungsübergang sowie bei Teilungsabkom-
men) eines Austausches von personenbezo-

genen Daten unter den Versicherern. Dabei
werden Daten des Betroffenen weitergege-
ben wie Name und Anschrift, Kfz-Kenn -
zeichen, Art des Versicherungsschutzes und
des Risikos oder Angaben zum Schaden
wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme der Fach -

verbände

Bei Prüfung eines Antrags oder eines
Schadens kann es notwendig sein, zur Risi-
kobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des
Sachverhalts oder zur Verhinderung von
Versicherungsmissbrauch Anfragen an den
zuständigen Fachverband bzw. an andere
Versicherer zu richten oder auch entspre-
chende Anfragen anderer Versicherer zu
beantworten.

Dazu bestehen beim GDV (Gesamtverband
der Deutschen Versicherungswirtschaft
e.V.) und beim PKV-Verband (Verband der
privaten Krankenversicherung e.V.) zentrale
 Hinweis systeme. Die Aufnahme in diese
Hinweis systeme und deren Nutzung erfolgt
lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweili-
gen System verfolgt werden dürfen, also
nur soweit bestimmte Voraussetzungen
erfüllt sind.

Beispiele:

Allgemeine Haftpflichtversicherer

Registrierung von auffälligen Schadenfäl-
len sowie von Personen, bei denen der Ver-
dacht des Versicherungsmissbrauchs
besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung
und -verhütung

Kfz-Versicherer

Registrierung von auffälligen Schadenfäl-
len, Kfz-Diebstählen sowie von Personen,
bei denen der Verdacht des Versicherungs-
missbrauchs besteht

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung
und -verhütung

Krankenversicherer

Meldung von Leistungsfällen, wenn Ver-
dacht auf Versicherungsmissbrauch besteht

Zweck: Bekämpfung von Betrug und Auf-
deckung falscher Angaben bei Antragstel-
lung und Leistungsfällen

Lebensversicherer

Aufnahme von Sonderrisiken, z.B. Ableh-
nung eines Risikos bzw. Annahme mit Bei-
tragszuschlag

– aus versicherungsmedizinischen Gründen,

– aufgrund der Auskünfte anderer Versi-
cherer,

 – wegen verweigerter Nachuntersuchung;

Aufhebung des Vertrags durch Rücktritt
oder Anfechtung seitens des Versicherers

Ablehnung des Vertrags seitens des Versi-
cherungsnehmers wegen geforderter Bei-
tragszuschläge

Zweck: Risikoprüfung
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Rechtsschutzversicherer

Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen
zum normalen Vertragsablauf durch den
Versicherer nach mindestens zwei Versiche-
rungsfällen innerhalb von 12 Monaten

Kündigungen zum normalen Vertragsab-
lauf durch den Versicherer nach mindes -
tens drei Versicherungsfällen innerhalb von
36 Monaten

Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen
zum normalen Vertragsablauf bei konkret
begründetem Verdacht einer betrügeri-
schen Inanspruchnahme der Versicherung

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vor-
versicherungen bei der Antragstellung

Sachversicherer

Aufnahme von Schäden und Personen,
wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn
auf Grund des Verdachts des Versiche-
rungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt
wird und bestimmte Schadensummen
erreicht sind

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung,
Verhinderung weiteren Missbrauchs

Transportversicherer

Aufnahme von auffälligen Schadenfällen,
insbesondere in der Reisegepäckversiche-
rung (Verdacht des Versicherungsmiss-
brauchs)

Zweck: Schadenaufklärung und Verhinde-
rung von Versicherungsmissbrauch

Unfallversicherer

Meldung bei

– erheblicher Verletzung der vorvertrag-
lichen Anzeigepflicht,

– Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher
Obliegenheitsverletzung im Schadenfall,
wegen Vortäuschung eines Unfalls oder
von Unfallfolgen,

– außerordentlicher Kündigung durch den
Versicherer nach Leistungserbringung
oder Klageerhebung auf Leistung

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von
Versicherungsmissbrauch

5. Datenverarbeitung in und außerhalb

der Unternehmensgruppe

Einzelne Versicherungsbranchen (z.B.
Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und
andere Finanzdienstleistungen, z.B. Kredite,
Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien, wer-
den durch rechtlich selbstständige Unter-
nehmen betrieben. Um den Kunden einen
umfassenden Versicherungsschutz anbieten
zu können, arbeiten die Unternehmen häu-
fig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne
Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder
die Datenverarbeitung. So wird z.B. Ihre
Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn
Sie Verträge mit verschiedenen Unterneh-
men der Gruppe abschließen; und auch
Ihre Versicherungsnummer, die Art der

 Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Konto -
nummer und Bankleitzahl, das heißt Ihre
allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leis -
tungsdaten, werden in einer zentralen
Datensammlung geführt.

Dabei sind die so genannten Partnerdaten
(z.B. Name, Adresse, Kundennummer,
Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende
Verträge) von allen Unternehmen der
Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann
eingehende Post immer richtig zugeordnet
und bei telefonischen Anfragen sofort
der zuständige Partner genannt werden.
Auch Geldeingänge können so in Zweifels-
fällen ohne Rückfragen korrekt verbucht
werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags- und
Leis tungsdaten sind dagegen nur von den
Versicherungsunternehmen der Gruppe
abfragbar.

Obwohl all diese Daten nur zur Beratung
und Betreuung des jeweiligen Kunden
durch die einzelnen Unternehmen verwen-
det werden, spricht das Gesetz auch hier
von „Datenübermittlung“, bei der die Vor-
schriften des Bundesdatenschutzgesetzes
zu beachten sind. Branchenspezifische
Daten – wie z.B. Gesundheits- oder Boni-
tätsdaten – bleiben dagegen unter aus-
schließlicher Verfügung der jeweiligen
Unternehmen.

Unserer Unternehmensgruppe gehören
zurzeit folgende Unternehmen an:

– LVM Landwirtschaftlicher Versiche-
rungsverein Münster a.G.

– LVM Rechtsschutzversicherungs-AG
– LVM Lebensversicherungs-AG
– LVM Krankenversicherungs-AG
– LVM Pensionsfonds-AG
– FSM Fonds-Service Münster GmbH
– LVM Rechtsschutz-Service GmbH
– LVM Vermittlungs GmbH
– Augsburger Aktienbank AG.

Daneben arbeiten unsere Versicherungs-
unternehmen und Vermittler zur umfas-
senden Beratung und Betreuung ihrer Kun-
den in weiteren Finanzdienstleistungen
(z.B.  Kredite, Bausparverträge, Kapitalanla-
gen, Immobilien) auch mit Kreditinstituten,
Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immo-
biliengesellschaften außerhalb der Gruppe
zusammen. Zurzeit kooperieren wir mit:

– Aachener Bausparkasse AG
– Federated International Manage-

ment Limited (Irland)
– Hermes Kreditversicherungs-AG
– Kaufmännische Krankenkasse – KKH.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der
Vermittlung der jeweiligen Produkte und
der weiteren Betreuung der so gewonnenen
Kunden. So vermitteln z.B. die genann ten
Kreditinstitute im Rahmen einer Kunden -
beratung/-betreuung Versicherungen als
Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleis -
tungsprodukten. Für die Datenverarbeitung
der vermittelnden Stelle gelten die folgen-
den Ausführungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Versicherungsver-

mittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten
sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleis -
tungsangebots unserer Unternehmens-
gruppe bzw. unseres Kooperationspartners
werden Sie durch einen unserer Vermittler
betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch
in sonstigen Finanzdienstleistungen berät.
Vermittler in diesem Sinne sind neben Ein-
zelpersonen auch Vermittlungsgesellschaf-
ten sowie im Rahmen der Zusammenarbeit
bei Finanzdienstleistungen auch Kreditin-
stitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und
Immobiliengesellschaften und andere.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfül-
len zu können, erhält der Vermittler zu
diesen Zwecken von uns die für die
Betreuung und Beratung notwendigen
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und
Leistungs daten, z.B. Versicherungsnummer,
Beiträge, Art des Versicherungsschutzes
und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle
und Höhe von Versicherungsleistungen
sowie von unseren Partnerunternehmen
Angaben über andere finanzielle Dienst -
leis  tungen, z.B. Abschluss und Stand Ihres
Bausparvertrags. Ausschließlich zum Zweck
von Vertragsanpassungen in der Personen-
versicherung können an den zuständigen
Vermittler auch Gesundheitsdaten über-
mittelt werden.

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen
selbst diese personenbezogenen Daten im
Rahmen der genannten Beratung und
Betreuung des Kunden. Auch werden Sie
von uns über Änderungen der kundenrele-
vanten Daten informiert. Jeder Vermittler
ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet,
die Bestimmungen des Bundesdaten-
schutzgesetzes und ihn treffende besonde-
re Verschwiegenheitspflichten (z.B. Berufs-
geheimnis und Datengeheimnis) zu
beachten.

Der für Ihre Betreuung zuständige Vermitt-
ler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine
Tätigkeit für unser Unternehmen (z.B.
durch Kündigung des Vermittlervertrags
oder bei Pensionierung) oder regeln wir
Ihre Betreuung aus anderen Gründen neu,
werden Sie darüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen

über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bun -
des datenschutzgesetz neben dem eingangs
erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf
Auskunft sowie unter bestimmten Voraus-
setzungen ein Recht auf Berichtigung,
Sperrung oder Löschung Ihrer in einer
Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und
Erläuterungen wenden Sie sich bitte an
den betrieblichen Datenschutzbeauftragten
Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein
etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichti-
gung, Sperrung oder Löschung wegen der
beim Rück versicherer gespeicherten Daten
stets an Ihren Versicherer.
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3. Teil Allgemeine Vertragsbestimmungen

D. Anschriften des Versicherungsombudsmanns

und der Aufsichtsbehörde

Versicherungsombudsmann

Der LVM Landwirtschaftlicher Versiche-
rungsverein Münster AG., die LVM Rechts-
schutzversicherungs-AG sowie die LVM
Lebensversicherungs-AG sind jeweils Mit-
glied im Verein Versicherungsombudsmann
e.V. Sie können deshalb das kostenlose
außergerichtliche Streitschlichtungsverfah-
ren vor dem neutralen Ombudsmann in
Anspruch nehmen, wenn Sie mit einer Ent-
scheidung einmal nicht einverstanden sein
sollten.

Für ein kostenloses Streitschlichtungs -
verfahren im Zusammenhang mit der 
LVM Krankenversicherungs-AG ist der 

PKV Ombudsmann
Kronenstraße 13
10117 Berlin
Tel.: 0 18 02/55 04 44
Fax: 0 30/20 45 89 31

zuständig.

Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin)
Graurheindorfer Str. 108
53117 Bonn
Tel.: 02 28/41 08-0
Fax: 02 28/41 08-15 50
E-Mail: poststelle@bafin.de

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 08 06 32
10006 Berlin
Tel.: 0 18 04/22 44 24
Fax: 0 18 04/22 44 25
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de







Bedarfsgerechte Vorsorge
braucht fachkundige Beratung.
Im LVM-Servicebüro in Ihrer
Nähe erhalten Sie beides.

LVM Landwirtschaftlicher
Versicherungsverein Münster a.G.
Kolde-Ring 21, 48126 Münster
www.lvm.de
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Vertragsgrundlagen für die Bauherren-Haftpflichtversicherung

(Bauherr ist Gewerbetreibender)

Versicherung der Risiken als Bauherr

Versicherung der Umweltrisiken

Allgemeine Versicherungs bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB)

Auszüge aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG)

Merkblatt zur Datenverarbeitung
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